
Politische Berichte
Zeitschrift für sozialistische Politik

Ausgabe Nr. 14 am 14. Juli 2005, Preis 1,80 €

Gegründet 1980 als Zeitschrift des Bundes Westdeutscher Kommunisten unter der Widmung 
„Proletarier allerLänder vereinigt Euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt Euch“.  
Fortgeführt vom Forum Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften.

�

PDS/WASG: Urabstimmung, Namensänderung, 

Kandidatenkür und noch keine Inhalte – Seite 4

Der Schlüssel zum Frieden liegt in der Hand des

Westens  – Seite 8

„Wer lange hier lebt, muss bleiben dürfen“ – Seite 12

Angriff auf EU-Arbeitszeitrichtlinie – Seite 14

Streit um Hedge Fonds und „Private Equity Fonds“:

Unruhe an den Finanzmärkten – Seite 18



2 AKTUELLES AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 14/2005

Wachsende Kinderarmut 
Berliner Zeitung, 7.7. rül.Familien- und
Kinderförderung ist in Wahlkampfzei-
ten „in“ – aber nur für Familien, die re-
guläre Arbeit haben und davon auch le-
ben können.Nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit leben etwa zwei
Millionen Kinder und Jugendliche un-
ter 18 Jahren in Familien oder bei Al-
leinerziehenden, bei denen mindestens
eine erwachsene Person ALG II oder So-
zialgeld bezieht. Bei Kindern unter 15
Jahren beträgt die Zahl derer,die in die-
ser Armutszone aufwachsen, 1,53 Milli-

onen. Die Tabelle zeigt, in welchen
Bundesländern diese Armut besonders
groß ist: Im Osten und in Städten mit
hohem Anteil von Migration. Würde
man die Tabelle der Langzeitarbeitslo-
sigkeit – also der Anteil der Arbeitsu-
chenden, die mehr als ein Jahr arbeits-
los sind – daneben legen, würde der Zu-
sammenhang zwischen Armut und Ar-
beitslosigkeit offensichtlich. Mehr als
40% der Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Berlin sind arbeitslos. Der
Deutsche Kinderschutzbund fordert
mit Verweis auf die wachsende Kinder-
armut u.a. beitragsfreie Kindergärten,
Ganztagsschulen und besondere Maß-
nahmen zur Krankheitsprävention in
Kindertagesstätten und Schulen.

Soziale Schieflagen beseitigen
www.paritaet.org, 5.7. alk. 24 Prozent
der Kinder in Ostdeutschland und min-
destens 8 Prozent der Bevölkerung in
Deutschland leben nach Angaben des
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
(DPWV) in Armut. Anlässlich der Vor-
stellung von sozialpolitischen Forde-
rungen zur Wahl sprach Verbandsvor-
sitzende Barbara Stolterfoht deshalb

von einer ernsten gesellschaftlichen
Krise: „Wir haben ein Ausmaß an Ar-
mut, welches in der jüngeren deutschen
Geschichte beispiellos ist. Der soziale
Frieden ist in Gefahr“, so Stolterfoht.
Zudem kritisierte sie, dass die soziale
Infrastruktur mit ihren vielen gemein-
nützigen Beratungs- und Hilfeangebo-
ten ausgedünnt und abgewickelt werde:
„Die soziale Infrastruktur ist schon
heute nicht mehr intakt, wo sie doch ge-
rade jetzt ausgebaut werden müsste“,so
Stolterfoht. Der Verband forderte die
Politik deshalb auf, dringend notwen-
dige Reformen umzusetzen. Unter an-
derem forderte der Paritätische Wohl-
fahrtsverband eine konsequente Kom-
munalisierung der Arbeitsvermittlung:
„Wir erwarten vom Gesetzgeber,die Ar-
beitsgemeinschaften unverzüglich auf-
zulösen und die Zuständigkeit für die
Betreuung Langzeitarbeitsloser den
Kommunen zu übertragen“, so Ge-
schäftsführer Werner Hesse. Darüber
hinaus sei der Aussteuerungsbetrag,
den die Bundesagentur für Arbeit an
den Bund zahlen müsse, ersatzlos zu
streichen.

Im Gesundheitsbereich forderte der
Verband die Einführung von Zuzah-
lungsbefreiungen für besonders be-
nachteiligte Menschen.Die Pflegeversi-
cherung müsse darüber hinaus durch
ein steuerfinanziertes Leistungsgesetz
abgelöst werden: „Die Pflegeversiche-
rung ist finanziell und konzeptionell am
Ende“, so Hesse.

Bei der Umsetzung der Reformen sieht
der DPWV alle Parteien gleichermaßen
gefordert: „Die massiven Einschnitte
der vergangenen Legislaturperiode
wurden von fast allen Parteien gemein-
sam getragen. Jetzt haben wir eine sozi-
ale Schieflage, die zu beheben eine Auf-
gabe aller Parteien ist. Sie müssen sich
ihrer Verantwortung stellen“, so Ver-
bandsvorsitzende Stolterfoht.

Soziale Auslese durch das Bildungs-
wesen im EU-Vergleich 
His, 8.7. scc. Die jetzt erschienene Stu-
die „Eurostudent Report 2005“ bestä-
tigt ein weiteres Mal, dass in der BR
Deutschland die soziale Auslese durch
das Bildungswesen so gründlich funk-
tioniert wie in keinem anderen Mit-
gliedsland der EU. Nirgendwo gelangen
so wenig Kinder aus Arbeiterfamilien
an die Hochschule wie hierzulande, wo
so genannte „Oberschichtkinder“ eine
7,4-fach größere Chance haben,ein Stu-
dium zu beginnen, als ihre Altersgenos-
sen aus den „Unterschichten“. Am be-
sten schneidet in diesem Vergleich Ir-
land ab, wo Studiengebühren Ende der
90er Jahre abgeschafft wurden. Danach
folgen Spanien, Finnland und die
Niederlande. Doch auch in diesen Län-
dern tritt die soziale Spaltung während

Politische Berichte
– zum Abonnieren – zum Kennenlernen

Hiermit bestelle ich …… Stück pro Ausgabe der PB

o 4 Ausgaben für 10 € (beilegen) zum Kennenlernen

o Halb- o Jahresabo (29,90 / 59,80 € je Einzelabo)

o Halb- o Jahres-Förderabo (42,90 / 85,80 €)

o Halb- o Jahres-Sozialabo (23,40 / 46,80 €)

o Halb- o Jahresabo neue Länder (27,30 / 54,60 €)

o Bankeinzug: Ich ermächtige den GNN-Verlag widerruflich,
die Rechnung zu Lasten meines Kontos abzubuchen

Name:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Straße:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Postleitzahl/Ort:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Kto-Nr.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

BLZ:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Bank:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Unterschrift:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Einsenden an: GNN-Verlag, Postfach 600230, 70302 Stuttgart

Politische Berichte
ZZEEIITTUUNNGG FFÜÜRR SSOOZZIIAALLIISSTTIISSCCHHEE PPOOLLIITTIIKK

––  EERRSSCCHHEEIINNTT VVIIEERRZZEEHHNNTTÄÄGGLLIICCHH

Herausgegeben vom: Forum Kommunistischer
Arbeitsgemeinschaften, Zülpicher Str. 7, 50674
Köln. Herausgeber: Barbara Burkhardt, Chri-
stoph Cornides, Ulrike Detjen, Emil Hruška,
Claus-Udo Monica, Brigitte Wolf.

Verantwortliche Redakteure und Redaktionsan-
schriften:

Aktuelles aus Politik und Wirtschaft; Aus-
landsberichterstattung: Christiane Schneider
(verantwortlich), GNN-Verlag, Neuer Kamp 25,
20359 Hamburg,Tel. 040 / 43188820, Fax : 040 /
43188821. E-mail: gnn-hhsh@hansenet.de –
Alfred Küstler, GNN-Verlag, Postfach 60 02 30,
70302 Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax :
0711 / 62 15 32. E-mail: stutt.gart@gnn-verla-
ge.com
Regionales / Gewerkschaftliches: Martin Fochler,
GNN Verlag, Stubaier Straße 2, 70327 Stuttgart,
Tel. 07 11/624701, Fax : 0711/ 62 15 32, e-mail:
pb@gnn-verlage.de
Diskussion / Dokumentation : Rüdiger Lötzer
(verantwortlich), Postfach 210112, 10501 Ber-
lin, e-mail: gnn-berlin@onlinehome.de – Har-
dy Vollmer; GNN-Verlag, Wilhelmstraße 15,
79098 Freiburg, Fax : 0761/ 34961
In und bei der PDS: Jörg Detjen, GNN Verlags-
gesellschaft Politische Berichte mbH, 50674
Köln, Zülpicher Str. 7, Tel. 0221/211658, Fax:
0221/215373. E-mail: gnn-koeln@netcologne.de
Termine: Christiane Schneider, Anschrift s. Ak-
tuelles.
Die Mitteilungen der „ARGE, Arbeitsgemein-
schaft Konkrete Demokratie, soziale Befreiung
bei der PDS“ werden in den Politischen Berich-
ten veröffentlicht. Adresse GNN Hamburg

Verlag: GNN-Verlagsgesellschaft Politische Be-
richte mbH, 50674 Köln, Zülpicher Str. 7 und
GNN Verlag Süd GmbH, Stubaier Str. 2, 70327
Stuttgart, Tel. 07 11 / 62 47 01, Fax : 0711 /
62 15 32. E-mail: stutt.gart@gnn-verlage.com

Bezugsbedingungen: Einzelpreis 1,80 €. Ein
Halbjahresabonnement kostet 29,90 € (Förderabo
42,90 €), ein Jahresabonnement kostet 59,80 €
(Förderabo 85,80 €). Ein Jahresabo für Bezieher
aus den neuen Bundesländern: 54,60 €,Sozialabo:
46,80 €. Ausland: + 6,50 € Porto. Buchläden und
andere Weiterverkäufer erhalten 30 % Rabatt.

Druck: GNN Verlag Süd GmbH Stuttgart

Politische Berichte im Internet: www.gnn-verlage.com



des Studiums keineswegs in den Hinter-
grund. Überall ist festzustellen, dass
Studierende aus „privilegierten Schich-
ten“ deutlich öfter einen Teil des Studi-
ums im Ausland absolvieren.

Besteuerung von Firmenverkäufen? 
Handelsblatt, 8.7. rül. Die Unionspar-
teien erwägen eine Abschaffung der im
Jahr 2000 beschlossenen Steuerfreiheit
für Firmenverkäufe. Diese Steuerbe-
freiung, die seit 2002 in Kraft ist, hatte
einen maßgeblichen Anteil an dem zu-
nehmendem Handel von privaten Fonds
und Finanzgesellschaften mit Firmen –
kaufen, ausschlachten und wieder ver-
kaufen – der zunehmend in die Kritik
gerät. Sie habe die Steuerfreistellung
der Veräußerungsgewinne für Kapital-
gesellschaften „für völlig falsch gehal-
ten“, sagte die CDU-Vorsitzende Mer-
kel jetzt der „Zeit“. Geplant wird of-
fenbar, solche Gewinne mit 20% zu be-
steuern. Der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag protestiert schon
mal vorsorglich und verlangt,dann soll-
ten auch Verluste bei solchen Geschäf-
ten von der Steuer abgesetzt werden
können. Das erinnert an den Fall Voda-
fone. Der englische Konzern hatte kurz
nach der Übernahmeschlacht um Man-
nesmann den Wert des von ihm über-
nommenen Aktienpakets von 150 Milli-
arden Euro auf 100 Milliarden Euro her-
absetzen wollen mit dem Ziel, so einen
enormen Verlustvortrag aufzubauen,
den er dann mit später anfallenden Ge-
winnen verrechnen wollte. Faktisch
sollten so nach der Übernahme mehr als
zehn Jahre lang alle Gewinne steuerfrei
bleiben.Ob das erlaubt ist,prüft zurzeit
der Bundesfinanzhof.

Einzelhandelsdaten jetzt zum
Raten? 
FAZ, 6.7. maf. Während das Statistische
Bundesamt bisher meldete, dass der
Einzelhandelsumsatz im Jahre 2004 um

1.6 Prozent zurückgegangen sei,ist nach
einer Umstellung der Erhebungsmetho-
de jetzt von einem Plus von 1.3 Prozent
die Rede. Dieses Konsumwunder aus
dem nichts wurde durch eine Änderung
des Kreises der befragten Unternehmen
erreicht.Anscheinend hatten sich in der
alten Stichprobe im Lauf der Jahre
untergehende bzw. schrumpfende
Unternehmen angereichert. Künftig
soll die Anpassung der Stichprobe lau-
fend geschehen. – Trotzdem ist es schon
ziemlich komisch, dass sich dieser sta-
tistische Filmriss gerade jetzt ereignet
und darüber hinaus noch eine Wendung
zum Guten anzeigt. – Nach Meldungen
der FAZ glauben weder der Einzelhan-
delsverband noch die Finanzwelt an die
neuen Daten, es stelle sich die Frage
nach der Verlässlichkeit.

Frauenrechte in der Türkei sollen
künftig überprüft werden
Der Standard, 7.6. hav. Knapp drei Mo-
nate vor Beginn der EU-Beitrittsver-
handlungen mit Ankara hat das Euro-
paparlament die rasche Gleichstellung
von Frauen in der Türkei angemahnt.
Die Achtung der Frauenrechte sei eine
unabdingbare Voraussetzung für die
EU-Mitgliedschaft,heißt es in einem am
Mittwoch in Straßburg mit großer
Mehrheit verabschiedeten Bericht. Die
Parlamentarier riefen die türkische Re-
gierung dazu auf, die anhaltende Ge-
walt gegen Frauen zu bekämpfen und
die Ausbildungschancen von Mädchen
zu verbessern. Die niederländische So-
zialistin Emine Bozkurt bezeichnete
den von ihr eingebrachten Bericht als
„kritisch, aber optimistisch“: „Wir be-
grüßen die eingeleiteten Reformen zu
Frauenrechten, fordern aber ihre
schnelle Umsetzung in die Praxis.“ Dies
beinhalte vor allem die strikte juristi-
sche Bestrafung aller Gewalt „im Na-
men der Ehre“, sagte die frauenpoliti-
sche Sprecherin der sozialdemokrati-
schen Fraktion, Lissy Gröner (SPD).
Nach dem Votum des Europaparlamen-
tes wird die Entwicklung der Frauen-
rechte in der Türkei künftig jährlich
überprüft.

Abschiebung kurdischer Flüchtlinge
aus Deutschland
CENI Kurdisches Frauenbüro für Frie-
den e.V., Düsseldorf, 29.6. alk. Am 28.
Juni 2005 wurden in den frühen Mor-
genstunden 70 KurdInnen aus verschie-
denen Städten in NRW ohne jegliche
Vorankündigung aus dem Schlaf geris-
sen, mit Hand- und Fußschellen gefes-
selt und vom Düsseldorfer Flughafen
aus in die Türkei abgeschoben. Unter
den Abgeschobenen befinden sich auch
Kinder.Menschen,die sich gegen diesen
unrechtmäßigen Vorgang zur Wehr set-
zen wollen, wurden zwangsweise Beru-
higungsmittel verabreicht.

Ceni – Kurdisches Frauenbüro für
Frieden verurteilt diese Zwangsdepor-
tationen aufs Schärfste. Angesichts des
faktischen Kriegszustandes in Nord-
kurdistan/Türkei sind wir um das Le-
ben und die Sicherheit der Abgescho-
benen in tiefer Sorge.

Während das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge im April 2005 von
„positive Veränderungen für Kurden in
der Türkei“ sprach, mit denen es die
Zwangsdeportationen von kurdischen
Flüchtlingen aus Deutschland rechtfer-
tigen will, ist die Realität eine andere.
Hiervon zeugen auch die dringenden
Friedensappelle der Friedensmütterini-
tiativen, Menschenrechtsvereinen und
Intellektuellen aus der Türkei. Um noch
größeres Leid zu vermeiden, fordern sie
die Konfliktparteien zum umgehenden
beidseitigen Waffenstillstand und einer
friedlichen demokratischen Lösung der
kurdischen Frage auf. Auch die europä-
ischen Staaten und die Öffentlichkeit
müssen ihrer Verantwortung für einen
gerechten Friedensprozess gerecht wer-
den.

Prüfung der Übernahme des
ungarischen Gasunternehmens MOL
durch E.ON ein 
Eu-Nachrichten, 8.7. hav. Die Europäi-
sche Kommission hat eine Prüfung der
geplanten Übernahme des Geschäftsbe-
reichs Gasfernleitung und -speicherung
der ungarischen Mineralöl- und Strom-
gruppe MOL durch den deutschen
Energiekonzern E.ON eingeleitet. Nach
einer ersten Prüfung der Kommission
bestehen wegen der horizontalen und
vertikalen Überschneidungen der Tä-
tigkeiten beider Unternehmen schwer-
wiegende wettbewerbsrechtliche Be-
denken auf sämtlichen Ebenen der Gas-
und Stromversorgung in Ungarn. Die
erste Prüfung der Kommission ließ er-
hebliche Risiken erkennen, dass die
Übernahme dieser Bereiche durch die
Integration von E.ONs gesamter Gas-
Versorgungskette zu einer beträcht-
lichen Einschränkung des Wettbewerbs
führt. Vor allem würde das fusionierte
Unternehmen die gesamte Gasversor-
gung Ungarns, d.h. sowohl die inländi-
sche Gasproduktion als auch den Ga-
simport, kontrollieren. Dies bedeutet,
dass potenzielle Wettbewerber von den
nachgeordneten Gas- und Elektrizi-
tätsmärkten ausgeschlossen werden
könnten und auf den Gasbeschaffungs-
und Fernleitungsmärkten möglicher-
weise der Wettbewerb eingeschränkt
würde.Insofern hat die Kommission Be-
denken, dass der Zusammenschluss die
Entstehung eines wirksamen Wettbe-
werbs auf diesen Märkten verhindert
und somit die Vorteile der noch nicht ab-
geschlossenen Liberalisierung des un-
garischen Energiesektors zunichte
macht.

Zusammenstellung: alk

PB 14/2005• AKTUELLES AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 3



4 AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT • PB 14/2005

Urabstimmung, Namensänderung, 
Kandidatenkür und noch keine Inhalte
PDS / WASG vor der Entscheidung und

doch noch ganz am Anfang

Letzte Woche durchstieß der Umfrage-
kurs der Linkspartei/PDS die 10-Pro-
zent-Marke, einige Institute nannten 11
Prozent. Das war dann auch der Gipfel
gewesen, inzwischen werden Werte von
9 Prozent, 8 Prozent genannt, die immer
noch hoch sind. Besonders in den alten
Bundesländern zeichnet sich damit eine
quantitative Veränderung der Bezie-
hungen zwischen Wahlberechtigten /
Parteien / parlamentarischer Repräsen-
tation ab.Hier werden Werte erfragt,die
Erfolge bei Landtagswahlen verheißen.
Damit werden Inhalte linker Politik im
Westen erstmals im ganzen Anforde-
rungsbereich des politischen Systems
interessant.Ein breites Interesse richtet
sich auf die PDS und die WASG. In die-
ser Atmosphäre großer Erwartungen
führt die WASG eine Urabstimmung
durch mit dem Ziel, „eine Unterstüt-
zung für die Kandidatur von WASG-
KandidatInnen auf den Listen der
,Linkspartei‘ und zu der Absicht zu er-
halten, einen Prozess zur Herausbil-
dung einer neuen politischen Formation
der Linken einzuleiten“. (http://partei-
tag.w-asg.de).

Die beiden Fragen werden getrennt
abgestimmt und mit einfacher Mehrheit
entschieden. Die WASG erwartet be-
treffend Kandidatur Zustimmung, der
„Prozess zur Herausbildung …“ stieß
wenigstens auf Landesparteitagen und
dem Kasseler Bundesparteitag auf er-
heblichen Widerstand. Dennoch han-
deln beide Parteien unter der Annahme
des Gelingens.

Die WASG hat auf ihrem Bundespar-
teitag ein Wahlmanifest verabschiedet,
das nur als Ausgangspunkt begriffen
werden kann.Wie es heißt,soll Ende die-
ser Woche, vor dem Namens-(Partei)tag
der PDS, ein Entwurf eines von PDS
und WASG gemeinsam erarbeiteten
Wahlprogramms erscheinen, der weiter
führen muss.

Was die Umfragewerte zeigen

Seit wenigen Wochen werden die Wäh-
lerinnen und Wähler nach ihrer Mei-
nung zu einer von PDS und WASG
irgendwie gemeinsam getragenen
„Linkspartei“ befragt. Denkbar wäre
gewesen, dass die Befragten auf diese
Perspektive befremdet reagieren, weil
sie, wie von Repräsentanten der WASG
immer wieder vorgetragen wurde, mit
der PDS nichts zu tun haben wollten.
Angesichts des Wahlergebnisses in
NRW, das einen realen Bezugsrahmen
setzt, zeigt sich: Die Umfrageergebnisse
fallen nicht unter diese Marke, sondern

übersteigen sie beträchtlich. Die Politik
der Ächtung der PDS ist im breiten
Wählerfeld nicht aufgegangen,sie greift
eher im Umfeld der Funktionsträger.
Die Botschaft ist eindeutig: PDS und
WASG würden durch eine Kooperation
mehr Wählergunst auf sich ziehen als je-
weils alleine. Das mag mit den Chancen
zusammenhängen, die für eine solche
neue Kombination politischer Kräfte
bestehen, es wird aber auch eine tiefer
in den politischen Grundüberzeugun-
gen liegende Übereinstimmung der An-
sichten vorliegen.

Der Gang der Verhandlungen

Wer sich an den Parteibildungsprozess
der Grünen erinnert, kann leicht bestä-
tigen,dass der bisherige Verlauf der Ver-
handlungen von PDS und WASG das
Bemühen der Beteiligten um Fairness
zeigt. Trotzdem wäre es falsch, von den
Problemen zu schweigen, die vor allem
eine gefährliche Langzeitwirkung ent-
falten können. Da man sich entschieden
hat, die Verhandlungen nicht auf harte
politische Ziele zu zentrieren, wurde
nicht ein Meinungsbildungsprozess an-
gestoßen. Die PDS ändert ihren Namen.
Die WASG verzichtet auf eine eigene
Kandidatur. Solche Entscheidungen
haben mit der gesetzgebenden Arbeit
gar nicht zu tun. Wenn, wie es der Fall
ist, die legitimen, gewählten Repräsen-
tanten der PDS, die berechtigt sind, im
Namen der Partei zu handeln, erklären,
nicht mehr unter diesem Namen han-
deln zu wollen, ist der symbolische Zu-
sammenhang von Namen / Programm
gestört. Es gibt kein Zurück. Ganz ähn-
lich wird es sich bei der WASG verhal-
ten,die nach der Entscheidung ihrer Re-
präsentanten für die Kandidatur auf of-
fenen Listen der PDS und für eine ge-
meinsame Perspektive ebenfalls nicht
mehr ist, was sie war.

Die Vorstände – und nur sie – hätten
versuchen können, die inhaltlichen Ge-
meinsamkeiten, die im Wählerfeld vor-
handen sind, herauszuheben. Dann
wäre es zu einer breiten Diskussion un-
ter wirksamer Beteiligung der Mit-
gliedschaft gekommen. Es wird oft ge-
sagt, dass dafür die zeitlichen Vorgaben
zu eng waren. Sicher ist, dass durch den
Ausschluss inhaltlicher Fragen in den
Verhandlungen zwischen den Parteien
ein unerhörter Spielraum für das Agie-
ren von so genannten Spitzenkandida-
ten entstanden ist, denen bei erregtem
öffentlichen Interesse die Definitions-
macht zugefallen ist, politische Ziele zu
markieren und Strategien zu entwi-
ckeln.

Oskar Lafontaine weicht vom 

rechten Rand zurück

Inzwischen hat Lafontaine laut ND ein-
geräumt, dass seine Chemnitzer Äuße-
rung ein Fehler war (s. S. 18). Es besteht
mithin begründete Hoffnung, dass La-
fontaine diese Richtung nicht weiter
verfolgen möchte. Inhaltlich geht es da-
bei um die Frage, dass Probleme der
internationalisierten Arbeitswelt nicht
nationalstaatlich gelöst werden kön-
nen, schon gar nicht durch Abschottung
der Grenzen. Damit verknüpft war die
Strategie, Wähler aus dem rechten La-
ger durch ideologische Zugeständnisse
zu gewinnen. Dieser Strategie hat die
PDS in Ost und West und auf den ver-
schiedenen Parteiebenen eine Absage
erteilt. Sie konnte dabei auf die negati-
ve Bewertung dieser Äußerungen in der
Zivilgesellschaft verweisen. Hinzu
kommen die Umfrageergebnisse, die
recht deutlich machen, dass nach rechts
weisende Äußerungen einer linken Par-
tei von den Rechten aus durchsichtigen
Gründen verbal begrüßt werden, aber
nicht zur Wahl einer linken Partei durch
die Rechtsextreme führen, jedenfalls
nicht in relevanten Umfang. Nun
kommt es darauf an, ob die gemeinsame
Wahlaussage die entstandenen Zweifel
klarstellt.Selbst dann wird es nicht ein-
fach sein, das begründbare Misstrauen
aus der Welt zu schaffen.

Der bisherige Wahlkampfstil

Vor allem Lafontaine hat einen Wahl-
kampfstil entwickelt, der stark diffe-
renziert, um nicht zu sagen, spaltet. Er
greift in seinen Reden die Meinungen
auf, die er bei seiner Zuhörerschaft ver-
mutet,und gibt sie verstärkt zurück.Die
Politik der SPD wird als „Dummheit“
und „Gemeinheit“ gezeichnet und da-
mit auf Charakterfehler von Leuten zu-
rückgeführt; ein Problemkreis, der
durch das Auswechseln von Leuten be-
wältigt werden kann.Das ist dann auch,
was die Wählerinnen und Wähler kön-
nen. Sie erleben den Aufruf, jene Bösen
durch diesen Guten zu ersetzen, als ei-
gene Macht. Viele werden mitgerissen.
Es kommt aber der Tag danach, an dem
in ihrem sozialen Umfeld die Begeister-
ten für den Schmäh und Schimpf ein-
stehen müssen.

Die Umfragen zeigen nämlich recht
deutlich, dass ungefähr ein Drittel der
Wähler der SPD und den Grünen treu
bleiben werden und dass dieses Drittel
in dem sozialen Milieu und in den
Strukturen politisch-gesellschaftlichen
Wirkens die Wähler der Linkspartei je-
denfalls im Westen mehrheitlich um-
gibt. Anhängerinnen und Anhänger der
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Linkspartei stoßen also nicht nur auf
bisherige Rot/Grün-Wähler, sondern
zunehmend auf Menschen, die wenig-
stens für diese Wahl wiederum so wäh-
len wollen. Der Vorwurf von „Dumm-
heit“ und „Gemeinheit“ verlängert sich
auf sie, höchstens noch, dass man sie als
naiv usw.auffassen könnte.Wer soll eine
solche Diskussion durchstehen?

Sie wäre nur dann in einem techni-
schen Sinne „richtig“, das heißt wir-
kungsvoll, wenn ein Zusammenbruch
der SPD und der Grünen ins Haus stün-
de.

Das Problem von Rot-Grün und 

die Linkspartei

Der Ablösung Kohls ging die Überle-
gung voraus, dass in der vielschichtigen
Gesellschaft der BRD eine Mehrheit
„Links von der Mitte“ möglich sei, weil
trotz aller Unterschiede in Lebenssitu-
ation, Privilegierung, Unterprivilegie-
rung eine Orientierung auf den Erwerb
durch eigene Arbeitsleistung gegeben
sei. Die Umbrüche in der Arbeitswelt
führten zu einem wachsenden Anteil
schulisch/akademisch vorgebildeter
Arbeitskräfte. Bereiche traditioneller
Industrie- und Handwerksarbeit
schrumpften.Rot-Grün bedeutet die In-
tegration dieser modernen, wachsenden
und traditionellen, schrumpfenden Mi-
lieus zu einer politischen Mehrheit. Für
diese Politik war Wachstum wichtig,
denn sie konnte nur so lange funktio-
nieren, wie das Schrumpfen der tradi-
tionellen Bereiche einerseits mit Chan-
cen zur Neuorientierung des eigenen Ar-
beitsangebotes verbunden war und an-
dererseits im Generationswechsel ver-
borgen abgewickelt werden konnte. Die
wirtschaftliche Entwicklung hat durch
diese Rechnung einen Strich gezogen.Es
entstand ein Überangebot an Arbeits-
kräften individuell traditionellen Zu-
schnitts, bald auch zu einem Standort-
problem für eine wachsende Zahl von
Fertigungen. In dieser Lage warf sich
Rot-Grün auf die so genannte „neue
Mitte“, und zwar in der Hoffnung, auf
diesem Wege zu einer besseren Positio-
nierung der BRD in der Weltwirtschaft
zu kommen. Verbunden damit war und
ist ein gezielter Modernisierungsdruck,
das steckt hinter dem „Förderung und
Fordern“. Die SPD kann sich und ihrer
Anhängerschaft glaubhaft machen,dass
ihre Politik nicht aus „Dummheit“ und
/ oder Gemeinheit sich entwickelt hat,
sondern dadurch, dass sie keinen Weg
fand, ein ausreichendes Wirtschafts-
wachstum auszulösen. Das war das Pro-
blem der Koalition, und es ist der SPD
vor die Füße gefallen, weil die Wähle-
rinnen und Wähler der Grünen von die-
ser Entwicklung nicht im Kern getrof-
fen, sondern bloß gestreift wurden.

Die von Lafontaine immer wieder
hergeleierte Behauptung, all dies wäre
durch eine anders angelegte Regie-
rungspolitik vermeidbar gewesen, ist

grotesk. Sie wird durch den Bildungs-
prozess der neuen Linkspartei wider-
legt, denn wenn eine Kursänderung der
SPD es auch täte, wäre sie unendlich
leichter zu erreichen als eine neue Par-
tei.

Rot-Grün wird mitsamt der Links-
partei in die Opposition geschickt, weil
kein irgendwie glaubhaftes gesamt-
wirtschaftliches Konzept vorliegt.

Die Union macht sich koalitionsfähig.

An dem Programm der Union ist vor al-
lem bedeutsam, dass man auch hier von
einer Unterfinanzierung des Staates
ausgeht. Die Partei kann in jede Rich-
tung koalieren. Mit der FDP, weil diese
die Steuererhöhungen um den Preis von
Ausgabenkürzungen schlucken kann.
Mit der SPD, wenn es sein muss, weil sie
die Kürzung der Staatsausgaben nicht
bis an den Punkt steigern will, an dem
Aufruhr ausbricht. Mit den Grünen,
weil die Öko-Steuer nicht aufgehoben
wird und die Förderung von Windrä-
dern und Solarzellen bleibt.

Was kann die Linkspartei erreichen?

Die Linkspartei kann nur Bestand ha-
ben,wenn sie Funktionen erfüllen kann,
die SPD und Grüne nicht erfüllen.Es ist
also nötig, über die Defizite dieser bei-
den Parteien zu reden. Ein solches De-
fizit ist die Militarisierung der Außen-
politik und die erwiesene Bereitschaft
zur Kriegführung. Diese Tatsachen er-
klären sich durch mangelnde Distanz
der SPD und zunehmend auch der Grü-
nen zum Nationalstaat. Beide Parteien
neigen dazu, die immer noch sehr vor-
teilhafte Stellung der BRD in der Welt-
wirtschaft durch militärische Gewalt
abzusichern. Das hat der Jugoslawien-
krieg gezeigt, das wurde auch in dem
riskanten Spiel mit der Ukraine sicht-
bar. Mehr noch als das bloße politische
Faktum, die Taten der rot-grünen Re-
gierung, wiegt die Billigung oder mür-
rische Hinnahme der Fakten durch die
Menschen, die rot-grün wählen.

Demgegenüber kann eine Linkspartei
auf andere Orientierungen und Tradi-
tionen zurückgreifen. Es sind die der
internationalen Arbeiterbewegung, die
unter Ausnutzung des entstehenden
Weltmarktes ihre Interessen weltweit
artikulierte. Die Linkspartei hat also
aktuell und traditionell eine Distanz
zum Nationalstaat, die ihr dessen Kri-
tik auch unter erheblichem Druck er-
möglicht. So war es in den ganzen Jah-
ren der PDS-Präsenz im Bundestag. –
Man kann jetzt schon vorhersagen, dass
diese kritische Distanz zum National-
staat sich zunächst in Fragen der Ge-
staltung der Außenpolitik und des
Rückzugs aus militärischen Engage-
ment bewähren muss,aber weit darüber
hinaus auch eine internationale Orien-
tierung in den kulturellen, sozialen und
gewerkschaftlichen Bewegungen ver-
lagt. Damit wird nichts Unmögliches

gefordert, sondern bloß erwartet, dass
die Linkspartei die in dieser Hinsicht
fortschrittlichsten Forderungen aus der
internationalen Zivilgesellschaft auf-
greift und politisch verarbeitet.

Jetzt muss ein tragfähiges 

Wahlprogramm her

Wenn alle formalen Entscheidungen
wie erhofft fallen, geht die Ausein-
andersetzung in eine neue Phase. Dann
muss die Partei nämlich in Konkurrenz
zu anderen Angeboten zeigen, dass sie
den in den Umfragen geäußerten Er-
wartungen der Wählerinnen und Wäh-
ler irgendwie, wenigstens perspekti-
visch entspricht.Unmöglich kann es da-
bei zu einer konzeptionellen Diskussion
kommen. Es wird anhand von Markern
entschieden werden.Ein solcher Marker
ist die Auseinandersetzung mit dem Ver-
such des Fischens am rechten Rand. Ein
anderer wird die Haltung zu den Mili-
tärengagements der BRD sein. Ein wei-
terer die praktischen Ausführungen zu
der Losung „Weg mit Hartz IV“, ein
nächster das Eintreten für interkultu-
relle Solidarität. – Das Wahlmaifest der
WASG, das wir in diesem Heft der PB
zur Kenntnis bringen, schließt eine
Weiterentwicklung nicht aus, hat sie
aber auch nötig. Auf dieser Stufe der
Programmatik gibt es keine dauerhafte
Daseinsberechtigung neben SPD und
Grünen. maf

Dokumentiert

Wahlmanifest der
WASG
verabschiedet auf dem Parteitag in Kas-
sel vom 3. Juli 2005 

Wir nehmen die politische Herausforderung
der vorgezogenen Bundestagswahlen an.

Unsere Aufgaben: 

– Demokratie stärken,
–  eine starke Kraft für Arbeit und soziale Ge-

rechtigkeit in den Bundestag bringen,
– eine neue politische Vertretung der Mehrheit

der Bevölkerung in Deutschland aufbauen.
Wir rufen unsere Mitglieder und alle Bürge-

rinnen und Bürger auf,bei der Bundestagswahl
2005 die Kandidatinnen und Kandidaten und
die Listen der Linkspartei zu wählen.

Führen wir gemeinsam einen engagierten
Wahlkampf gegen die unsoziale, neoliberale
Politik der etablierten Parteien. Mit ihrem
Coup vorgezogener Neuwahlen entziehen sich
SPD und die Grünen einer Diskussion über die
Gründe ihrer wiederholten Wahlniederlagen.
Die rot-grüne Regierungskoalition will ein Ver-
trauensvotum für die ökonomisch, sozial und
politisch gescheiterte Politik der Agenda 2010
erzwingen.

Diese Politik
– hat nicht zu mehr Beschäftigung durch hö-

heres Wirtschaftswachstum geführt; 
– im Gegenteil, die Arbeitslosigkeit ist deut-

lich angestiegen;
– hat die finanzielle Situation des Staates wei-

ter verschärft;
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– die soziale Kluft zwischen Arm und Reich ist
vergrößert und der Grundwert „soziale Ge-
rechtigkeit“ ausgehebelt worden.
Diese Politik wurde von den Wählerinnen

und Wähler in neun Landtagswahlen abge-
lehnt. Keine der „Reformen“ sind den Wähle-
rinnen und Wählern im Jahr 2002 angekündigt
worden. „Agenda 2010“ steht deshalb für
Wahlbetrug und Entsolidarisierung.

Ob Krankenkassen,Altersicherung,Arbeits-
markt oder Staatsverschuldung – überall Ver-
schlechterungen. Die Steuergeschenke für die
Kapital- und Vermögensbesitzer haben die öf-
fentlichen Kassen ausgezehrt. Rot-Grün steht
vor einem Scherbenhaufen.

Die Gewinner des Coup von Schröder und
Müntefering werden CDU/CSU und FDP sein,
die sich hinter einer noch radikaleren neolibe-
ralen „Agenda für Arbeit“ versammeln.

Die Republik steckt in einer tiefen politi-
schen Krise. Die Parteien vertreten immer we-
niger die Interessen der Mehrheit der Bevölke-
rung. Die WASG steht für einen Neuanfang.

Wir zeigen: Es gibt Alternativen, und sie

sind machbar. 

Wir sorgen dafür,
– dass die Menschen tatsächlich eine Wahl ha-

ben.
– Wir wollen eine starke Linkspartei, die nicht

nur auf Parlamentsbänken, sondern breit in
der Bevölkerung verankert ist.

– Die Linkspartei soll eine hörbare und nicht
zu ignorierende Stimme in Parlament und in
Öffentlichkeit sein, für Arbeiterinnen und
Arbeiter, Angestellte und Beamte, für Hartz
IV-Opfer und Erwerbslose, Mini-Jobber und
Zeitarbeiter, für Rentnerinnen und Rentner,
für Eltern, die ihre Kinder in oft baufällige
Schulen schicken müssen, eine Stimme für
ökologische, soziale und friedenspolitische
Bewegungen.

Die rot-grüne Bilanz

• Die rot-grüne Koalition war angetreten, die
Rentenkürzungen der Regierung Kohl auszu-
setzen. Sie endet mit massiveren Leistungsein-
schnitten als jede Regierung zuvor. Die Verwei-
gerung von Rentenanpassungen an das stei-
gende Preisniveau und die den Rentnerinnen
und Rentner verordneten Mehrausgaben im
Gesundheitsbereich führen zu realen Renten-
kürzungen. Und das ist nur der Einstieg in die
beschlossene Absenkung des Rentenniveaus in
den kommenden zwei Jahrzehnten. Es droht
die Rückkehr massenhafter Altersarmut.

• Das „Gesundheitsmodernisierungsgesetz“
hat den BeitragszahlerInnen und Kranken vie-
le zusätzliche Belastungen auferlegt (Praxis-
gebühr, Zuzahlungen, Privatisierung von Leis-
tungen). Die versprochene Senkung der Kran-
kenkassenbeiträge ist ausgeblieben. Zahner-
satz und Krankengeld müssen von den Versi-
cherten allein bezahlt werden, ohne Arbeitge-
berbeitrag.

• Die Hauptverlierer der Agenda-Politik
sind die Langzeitarbeitslosen.Die rotgrüne Re-
gierung hat die Bezugsdauer des Arbeitslosen-
gelds drastisch zusammengestrichen. Die Ar-
beitslosenhilfe wurde abgeschafft.

Durch die verschärfte Anrechnung von
Rücklagen und Partnereinkommen werden die
Familien in den Sog der Armut hineingerissen.
Entgegen allen Ankündigungen wurde das Ar-
beitslosengeld II auf das Niveau der Sozialhil-
fe gedrückt.Statt „fördern“ steht „fordern“ auf
der rot-grünen Agenda: mit verschärften Kon-
trollvorschriften und Zumutbarkeitsregelun-
gen, die weder Rücksicht auf Qualifikation
noch tarifliche Entlohnungsbedingungen neh-
men.

• Die Verteilung der Einkommen und Ver-
mögen ist noch ungerechter geworden. Die De-
montage des Sozialstaates verschärft die sozi-
ale Polarisierung.

• Fast fünf Millionen erfasste und über sie-
ben Millionen tatsächliche Arbeitslose sind
eine erschütternde Bilanz.

• Die drohenden ökologischen Probleme
konnten durch die bisherige Politik nicht ein-
mal im Ansatz abgewendet werden.

• Völkerrechtswidrige  Kriegseinsätze mit
tausenden zivilen Opfern.

Die Konjunktur bleibt auf Talfahrt. Die In-
vestitionen der Unternehmen sind unzurei-
chend, weil sich auf dem Binnenmarkt keine
Steigerung des Absatzes abzeichnet. Kein
Wunder, wenn öffentliche Leistungen und In-
vestitionen immer weiter gekürzt werden und
der Druck auf die Löhne immer stärker wird.

Rot/Grüne Perspektiven

Rot/grün hat sich zur Hauptakteurin des Sozi-
alabbaus und der Umverteilung von unten
nach oben entwickelt. SPD und Grüne haben
sich von ihren Grundsätzen verabschiedet.

Die Grundlage für ihre reformpolitische Ak-
tivität und beschäftigungspolitische Inakti-
vität ist nun ihr geradezu missionarisches Ver-
ständnis von gesellschaftlicher „Modernisie-
rung“ als Staatsaufgabe.

Die politische Logik der „modernen“ Sozi-
aldemokraten basiert darauf, dass im Zeitalter
der Globalisierung soziale Gerechtigkeit an-
geblich nicht mehr verwirklicht werden kann.

Aus der neoliberalen Sicht von Rot/Grün
stagniert die Beschäftigung, weil Arbeitslose
durch zu hohe soziale Unterstützung zu unfle-
xibel geworden seien, Arbeit auch unter
schlechten Bedingungen anzunehmen.

Zu hohe Gewinnsteuern würden den Unter-
nehmen das Investieren verleiden. Die paritä-
tische Finanzierung einer Lebensstandard si-
chernden gesetzlichen Rente schließlich zwin-
ge die Unternehmen in ein „lähmendes Korsett
gesellschaftlicher Solidarität“, hielte die Bei-
tragszahler von der Dynamik der Finanzmärk-
te fern und verschließe den Finanzkonzernen
lukrative Geschäftsfelder.

„Zukunftsfähig“ sei eine Gesellschaft im
Zeitalter der Globalisierung und der schärfe-
ren internationalen Konkurrenz nur, wenn sie
diese „Entwicklungsblockaden“ überwinde
und „Reformstaus“ auflöse.

Statt für soziale Gerechtigkeit einzutreten
wird sie umdefiniert: „Eigenverantwortung“
und „Bedürftigkeit“ als neue Grundprinzipien
dieser Gesellschaft bedeuten die Abkehr vom
Sozialstaatsprinzip unseres Grundgesetzes.

Auch künftig ist, trotz medienwirksamen
verbalen „Umschwenkens“ nichts anderes zu
erwarten.

Die schwarz-gelbe Agenda

Der sog. „Pakt für Deutschland“ von CDU/
CSU sowie die Positionen der FDP zur Bundes-
tagswahl zielen auf weitere Deregulierung und
Entdemokratisierung.

Der damit angekündigte Abbau von Arbeit-
nehmerrechten, des Kündigungsschutzes, die
Verlängerung der Arbeitszeiten, die Einfüh-
rung der sog. „Kopfpauschale“, die Einschrän-
kung der Mitbestimmung und die Beseitigung
der Tarifautonomie würden nicht nur der wirt-
schaftlichen Entwicklung schaden und die Ar-
beitslosigkeit erhöhen.

Dieser Pakt für Deutschland stärkt Unter-
nehmer und ihre Verbände, spaltet die Gesell-
schaft und zerstört die Chancen zur Herstel-
lung von sozialer Gerechtigkeit dauerhaft.

Die Bürgerinnen und Bürger werden im Sep-
tember vor die Wahl zwischen zwei Übeln ge-

stellt. Es gibt keine Richtungswahl zwischen
SPD/Grüne und CDU/FDP.

Es gibt aber die Wahl einer Alternative zur
Politik der großen Koalition der vergangenen
sieben Jahre.

Endlich sind Alternativen wählbar

Die große Mehrheit der Bevölkerung glaubt,
dass keine der etablierten Parteien die Proble-
me lösen wird. Zur neoliberalen Politik der
letzten 25 Jahre gab es seit 7 Jahren keine Al-
ternative mehr.Die Linkspartei bietet diese Al-
ternative. Wir wollen einen grundlegenden
Kurswechsel in der Wirtschafts-, Finanz- und
Sozialpolitik.

1. Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, für

eine zukunftsfähige Wirtschaft

Dazu brauchen wir eine Stärkung der Kauf-
kraft der Beschäftigten und ihrer Familien.Die
Arbeitseinkommen folgen mindestens dem
Produktivitätszuwachs und Preissteigerungen.
Mindestlöhne und Ausbildungsplatzabgabe
werden eingeführt.

Dazu brauchen wir ferner ein sozial und öko-
logisch gesteuertes Wirtschaftswachstum. Wir
sind für ein umfangreiches und längerfristig
angelegtes öffentliches Zukunftsinvestitions-
programm und den Ausbau des Bildungswe-
sens und sozialer Dienstleistungen.

Gegen die Arbeitslosigkeit brauchen wir
deutliche Arbeitszeitverkürzungen. Dazu ge-
hört auf gesetzlicher Ebene als erster Schritt
eine wirksame Begrenzung der Arbeitszeiten.

Öffentliche und öffentlich geförderte Be-
schäftigung müssen ausgebaut und die aktive
Arbeitsmarktpolitik wieder aufgestockt wer-
den.

Die gegenwärtige Wirtschafts- und Lebens-
weise ist ökologisch nicht zukunftsfähig. Wir
streben daher einen ökologischen Umbau der
Industriegesellschaft an. Wir brauchen erheb-
liche Energieeinsparungen, einen Umstieg auf
erneuerbare Energieträger und eine Reduzie-
rung der gesamten Stoffströme. Die Energie-
versorgung der Zukunft wird größtenteils auf
Sonnenenergie beruhen. Dies muss schon heu-
te entschieden vorangetrieben werden, auch
durch große internationale Kooperationspro-
jekte. Damit wird vielen internationale Aus-
einandersetzungen und Kriegen um Ressour-
cen die Grundlage entzogen.

2. Stärkung der öffentlichen Finanzen

durch gerechte Steuern

Eine andere Politik ist möglich und bezahlbar.
Die Kassen sind leer, da der Anteil, den Ver-

mögende und Konzerne zum Steueraufkom-
men beitragen, in den letzten Jahren drama-
tisch gesunken ist.Wären die Steuereinnahmen
noch auf dem Niveau des Jahres 2000, würde
der Staat jährlich 60 Mrd € mehr einnehmen.

Wir wollen die progressive Besteuerung al-
ler Einkommensarten auf Grundlage einer
vollständigen Erfassung der unternehmeri-
schen Gewinneinkommen und aller anderen
Kapitalerträge. Die Steuerschlupflöcher für
Unternehmen und Bezieher hoher Einkommen
müssen gestopft werden.Wir treten ein für eine
deutliche Erhöhung des Spitzensteuersatzes,
für die Wiedereinführung einer Vermögens-
und eine Erhöhung der Erbschaftssteuer.

3. Für einen solidarischen Sozialstaat

Wir wenden uns gegen einen Systemwechsel in
der Krankenversicherung durch den Übergang
zum Modell der Kopfprämien. Unsere Reform-
vorstellungen folgen dem Prinzip der solidari-
schen BürgerInnenversicherung. Alle Bürge-
rinnen und Bürger sollen in die Versicherungs-
pflicht einbezogen werden.
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Die paritätische Finanzierung zwischen
Unternehmen und Lohnabhängigen wird bei-
behalten, die Kapital- und Vermögenseinkom-
men werden in die Beitragbemessung einbezo-
gen.

Nach der Kranken- und Pflegeversicherung
muss auch die Rentenversicherung mittelfris-
tig auf alle Erwerbstätigen erweitert werden.
Das Leben sollte so lange wie möglich eigen-
ständig bzw. im Familienverbund möglich sein.
Das oft unwürdige Leben im Pflegeheim ist
eine Schande für unsere Gesellschaft. Deshalb
sind umfassende Investitionen in Infrastruktur
und Personal zum Abbau des Pflegenotstandes
notwendig.

4. Arbeitslosigkeit statt Arbeitslose 

bekämpfen

In der Arbeitslosenversicherung muss das Ar-
beitslosengeld für langjährig Versicherte nöti-
genfalls auch deutlich länger als ein Jahr ge-
zahlt werden. Im Anschluss muss wieder wie
vor Hartz IV Arbeitslosenhilfe gezahlt werden.
Gleichzeitig muss die Arbeitslosenversiche-
rung armutsresistent gemacht werden. Unter-
brochene Erwerbsbiographien, unregelmäßi-
ge, schlecht bezahlte und sozial ungeschützte
Beschäftigung dürfen nicht in Armut münden.
Jedem Menschen muss ein menschenwürdiges
Leben ermöglicht werden.

Die Verschlechterungen durch die Hartz-Ge-
setze müssen zurückgenommen werden. Jobs,
die schlechter als tariflich oder ortsüblich be-
zahlte werden oder die Qualifikationen der
Menschen nicht berücksichtigen, müssen wie-
der als unzumutbar abgelehnt werden können.
1 Euro-Jobs müssen abgeschafft und durch öf-
fentlich geförderte Beschäftigung ersetzt wer-
den.

5. Kapitalmacht begrenzen

Mitbestimmung und Beteiligung der Beschäf-
tigten am Produktivvermögen werden ausge-
baut.

Aktienoptionen für Manager werden verbo-
ten. Bei Unternehmensfusionen werden Beleg-
schaftsabstimmungen durchgeführt.Die Regu-
lierung und Kontrolle auf den Finanzmärkten
wird ausgebaut. Die wachsenden Ansprüche
der Eigentümer und Aktionäre auf leistungs-
lose Einkommen sind nur durch eine umfas-
sende Demokratisierung der Wirtschaft zu-
rückzudrängen.Die Steuerbefreiung bei Betei-
ligungsverkäufen wird zurückgenommen.

Die internationalen Währungsverhältnisse
und Kapitalströme müssen stabilisiert und
kontrolliert werden. Wir fordern die Einfüh-
rung einer Steuer auf internationale Devisen-
transaktionen und einen konsequenten Kampf
gegen Steueroasen.

6. Nein zur Privatisierung

Wir kämpfen gegen die Privatisierung der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge.Die Versorgung der
Menschen mit Wasser, Strom, Gesundheitsver-
sorgung, Bildung und öffentlichen Transport-
mitteln ist eine gesellschaftliche Aufgabe, die
nicht vom Geldbeutel abhängen darf. Des-
wegen fordern wir ein Zukunftsinvestitions-
programm zur Stärkung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge.

7. Hochwertige Bildung für alle, Chancen-

gleichheit voran bringen

Wir wollen ein öffentliches und demokrati-
sches Bildungswesen und keine Privatisierung
der Bildung.

Wir wollen qualifizierte Ausbildungsange-
bote für alle Jugendlichen: Wer nicht ausbildet,
muss zahlen.Wir wollen den Ausbau der Hoch-
schulen und die Gebührenfreiheit für Schulen
und Hochschulen.

Neben Krippenplätzen muss es zügig ein um-
fassendes Vorschulangebot geben. Dazu gehö-
ren qualifizierte Ganztages-Kinderbetreuung
für alle Altersklassen, in denen keine vorzeiti-
ge Auslese vorgenommen wird; Die Gleichstel-
lung von Männern und Frauen gehört zu den
Grundfesten einer demokratischen Gesell-
schaft. Sie erfordert nicht nur den rechtlichen
Schutz vor Diskriminierung, sondern auch die
aktive Förderung der Geschlechter, wo immer
überkommene Rollenbilder eine gleichwertige
Teilhabe an Beruf und Gesellschaft verhindern.

Frauen und Männer müssen die freie Ent-
scheidung darüber haben ob sie Teilzeit oder
Vollzeit erwerbstätig sein wollen oder gar
nicht. Erforderlich ist der Ausbau des Eltern-
geldes, eine Kindergrundsicherung, sowie von
Teilzeitarbeit und Rechtsanspruch auf Rück-
kehr in Vollzeitbeschäftigung.

Dazu gehört auch die Abschaffung des Ehe-
gattensplittings mit Übergangsregelungen.
Jede Erwerbsarbeit muss sozialversicherungs-
pflichtig sein, damit Frauen während ihres Ar-
beitslebens auch Rentenansprüche erwerben
und einen Krankengeldanspruch haben.

Ein besonders benachteiligter Personenkreis
unserer Gesellschaft sind die über 7 Millionen
Menschen mit Behinderungen sowie die etwa
20 Millionen Bürgerinnen und Bürger , die von
einer chronischen Erkrankung betroffen sind.

Insbesondere wenden wir uns gegen die Dis-
kriminierung Behinderter und setzen uns ein
für die Einrichtung von Behindertenräten, Er-
höhung der Quote zur Einstellung Behinderter
und Erschwerung der Flucht aus der Verant-
wortung durch Zahlung einer Ausgleichsabga-
be und die konsequente Verfolgung von Verstö-
ßen gegen das Schwerbehindertenrecht.

8. Stärkung der Bürgerrechte

Die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit, Armut
und gesellschaftliche Ausgrenzung ist unver-
zichtbar für die Entwicklung des sozialen Zu-
sammenhalts. Die Beseitigung jeglicher  Dis-
kriminierungen ist ein wichtiger Beitrag zur
Selbstverwirklichung der Menschen in Frei-
heit.

Wir lehnen Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit entschieden ab, weil sie unserem hu-
manistischen Weltbild widersprechen. Die
Menschenrechte sind unteilbar.

Die verfassungsmäßigen Grundrechte sind
unveräußerbar.

Wir sind gegen Sondergesetze, Abschiebe-
haft und Schikane. Alle Menschen, die ihren
Lebensmittelpunkt in Deutschland haben,
müssen gleiche politische, soziale und kultu-
relle Rechte erhalten. In diesem Zusammen-
hang setzen wir uns entschieden für die Ein-
führung der doppelten Staatsbürgerschaft ein.

Wir fordern unentgeltliche Sprachkurse für
alle Eingewanderten.

Wir stehen für einen entschiedenen Kampf
gegen alle Formen offener und verdeckter po-
litischer Korruption und Bereicherung.

Wir treten ein für ein Verbot aller bezahlten
„Nebentätigkeiten“ für Abgeordnete und die
Beseitigung der Überversorgung bei politi-
schen Funktions- und Mandatsträgern.

Wir treten für mehr Demokratie ein.Volks-
befragungen und Volksentscheide sind zentra-
le Instrumente zur Durchsetzung weitgehender
direkter Demokratie.

9. Europa ist mehr als eine Freihandels-

zone

Wir sind für ein demokratisch organisiertes,so-
ziales und friedliches Europa und lehnen da-
her die vorliegende EU-Verfassung in ihrer
neoliberalen und sehr begrenzt demokrati-
schen Ausrichtung ab.

Dazu fordern wir eine Volksabstimmung
auch in Deutschland.Wir wollen die Rücknah-
me aller Bestimmungen,die Deregulierung und
Privatisierung vorantreiben.Wir treten ein für
die volle Herstellung der Rechte und Pflichten
des Europäischen Parlaments als der Volksver-
tretung aller Europäerinnen und Europäer so-
wie für das Recht der Volksbefragung und des
Volksentscheides auf europäischer Ebene. Wir
sind gegen eine Militärmacht Europa.

Wir sind für die Anhebung der europäischen
Sozialstandards, ein europäisches öffentliches
Infrastrukturprogramm und steuerliche Min-
destsätze.

10. Für Frieden und Solidarität

Wir lehnen die Aufrüstung der NATO, der EU-
Streitkräfte und der Bundeswehr ab. Sie dür-
fen nicht für die Durchsetzung wirtschaftlicher
Interessen oder für einen „Krieg gegen den Ter-
rorismus“ eingesetzt werden.

Wir wollen die Rüstungsgeschäfte bundes-
deutscher Konzern beenden.

Wir wenden uns gegen Auslandseinsätze der
Bundeswehr, Kriegseinsätze unter der Flagge
der EU sowie jegliche Unterstützung von
Kriegseinsätzen der USA oder anderer Länder
im Irak oder anderswo.

Völkerrecht und Genfer Konvention müssen
beachtet werden.

Wir setzten uns für die weltweite Abschaf-
fung der Atomwaffen und Entwicklung von Si-
cherheitspartnerschaften ein.

Die Entwicklungshilfe muss auf 0,7% des
Bruttoinlandsprodukts angehoben, so wie es
die Vereinten Nationen fordern.

Im Zentrum unserer Politik stehen die Er-

haltung und die grundlegende Erneuerung

des Sozialstaates. 

Er ist eine wesentliche zivilisatorische Errun-
genschaft. Lange und erbitterte gesellschaftli-
che Auseinandersetzungen haben ihn im ver-
gangenen Jahrhundert zwar noch nicht ver-
wirklicht, aber doch Wesentliches durchsetzen
können. Den Sozialstaat sichern, heißt, ihn für
die Bedingungen im 21. Jahrhundert weiter zu
entwickeln.

Wir sind die Opposition gegen die herr-
schende,neoliberal bestimmte Politik.An einer
Regierung im Bund werden wir uns nur dann
beteiligen, wenn dies zu einem grundlegenden
Politikwechsel auf der Basis unseres Grün-
dungsprogramms führt. Wir werden uns nicht
an einer Regierung beteiligen oder sie tolerie-
ren, die Sozialabbau betreibt.

Jede Zusammenarbeit mit neonazistischen
und anderen rechtsgerichteten Parteien oder
Gruppierungen lehnen wir entschieden ab.

Wir haben heute die Chance,gemeinsam eine
neue, starke soziale Alternative zur neoliberal
dominierten Einheitspolitik der etablierten
Parteien aufzubauen. Deshalb rufen wir zur
Wahl der Linkspartei auf und wollen in den
kommenden Jahren weiter an diesem gemein-
samen Ziel arbeiten. Das wird auch die sozia-
len Kräfte außerhalb des Parlaments und der
Parteien wesentlich stärken.

Wir wollen den Kapitalismus nicht nur mit
Worten kritisieren, sondern ihm im politischen
Handeln soziale und ökologische Schranken
setzen und die Macht des Kapitals zurück-
drängen. Wir streben ein breites Bündnis mit
allen Menschen an, die mit uns in dem Gedan-
ken geeint sind – eine andere Politik ist mög-
lich und machbar.

Die Chance für eine neue soziale Kraft be-

steht. 

Wir werden sie nutzen. 
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Der Terroranschlag von London hat ein
weiteres Mal vor Augen geführt, dass
Frieden in der modernen Welt unteilbar
ist. Die ernste Störung des interkultu-
rellen Zusammenlebens auf der Welt,
die der Krieg der Westmächte in Afgha-
nistan und im Irak verursacht, schlägt
auf die westlichen Metropolen zurück.

In London starben mehr als 50 Men-
schen,über 700 wurden zum Teil schwer
verletzt. Aber das beschreibt Charakter
und Schärfe des Konflikts und das Aus-
maß der Zerrüttung nur einseitig.Inner-
halb weniger Stunden nach dem An-
schlag erhielt der Muslim Council of
Britain 30.000 Hass-Mails. Die islami-
sche Kommission für Menschenrechte
forderte die Muslime – rund 10% der
Londoner Bevölkerung – aus Sorge vor
Racheakten auf, zu Hause zu bleiben;
tatsächlich wurden bis zum Wochenen-
de 70 tätliche „Zwischenfälle“ und lan-
desweit mehrere Übergriffe auf Mo-
scheen verzeichnet,Brandanschläge auf
Moscheen in London,Leeds,Telford und
Birkenhead sowie Zerstörungen bei
zwei Moscheen in Bristol. (ftd, FAZ,
11.7.) Wie selbstverständlich hatte Tony
Blair „islamistische“ Terroristen der
Urheberschaft der zeitgleichen An-
schläge beschuldigt und damit letztlich
den Islam mit dem Terror in Verbindung
gebracht. Und wie selbstverständlich
verlangt alle Welt von den muslimischen
Gemeinden und Vertretungsorganen,
sich zu distanzieren, und sind diese un-
ter Druck, sich zu distanzieren (als ob
sich die protestantischen Religionsge-
meinschaften mit ihren zahlreichen

fundamentalistischen Strömungen je
von den Opfern der US-,britischen oder
deutschen Kriegsführung in Afghani-
stan oder Irak hätten distanzieren müs-
sen – nicht auf solche Weise, als trügen
sie unmittelbar Verantwortung). Der
Terror zielte auch und nicht zuletzt auf
das interkulturelle Zusammenleben in
der Metropole London, und zugleich
legte er bloß,wie fragil und bedroht die-
ses Zusammenleben tatsächlich ist.

Wie zuvor in New York und Madrid gal-
ten die Anschläge einer westlichen Me-
tropole. London gilt neben New York
und Tokio als eine der wichtigsten Steu-
erungszentralen der kapitalistischen
Weltwirtschaft, als einer der bedeu-
tendsten Standorte für die Finanz-
märkte und für die Steuerung weltweit
agierender Konzerne. In London laufen
die Stränge eines weltumspannenden
ökonomischen Netzes zusammen,fallen
für die Entwicklung weit entfernter
Länder und Regionen weitreichende
Entscheidungen. Aber die Anschläge
haben deutlich gemacht,wie verletzlich
Metropolen, wie verletzlich diese Me-
tropole London ist, in der sich Macht
und Reichtum wie kaum anderswo zu-
sammenballen. Sie haben für einige
Tage das U-Bahn-Netz lahmgelegt und
damit schlagartig auch die „City“, den
Systemkopf.

Noch ist nicht bekannt, wer die An-
schläge in London ausführte und ob es
sich um sog. Selbstmordanschläge han-
delt. Doch mit Blick auf das Phänomen
der Selbstmordanschläge in Palästina
und im Irak, auf den Anschlag auf das
World Trade Center, auf andere Terror-
anschläge, auch auf den Mord am
niederländischen Filmemacher Van
Gogh sind einige Überlegungen ange-
bracht – Überlegungen, die nicht auf
den Islam als Hintergrund des Terrors
verweisen, oder, wie manche Kommen-
tatoren mit Blick auf den „Islamismus“
schreiben: das Mittelalter, sondern im
Gegenteil auf die moderne Gesellschaft.
Gerade seit dem 9.11. muss man zur
Kenntnis nehmen, dass es nicht zuletzt
junge, gut ausgebildete Studenten oder
Absolventen technisch-naturwissen-
schaftlicher Studienrichtungen sind,
die sich und andere töten, Intellektuel-
le, die die modernen Technologien be-
herrschen. Ist ihr allererstes, ausschlag-
gebendes Motiv der „heilige Krieg“ im
Sinne eines mittelalterlichen Islam –
oder der Selbstmord?

Emile Durkheim, der Begründer der
modernen Soziologie, weist in seiner
Untersuchung des Selbstmordes nach,
dass dieser, als ein Phänomen der mo-
dernen, kapitalistischen Gesellschaft,
in Zeiten der wirtschaftlichen Krise
ebenso wie der wirtschaftlichen Blüte
gravierend zunimmt. Das heißt in Zei-
ten, in denen die gewohnte Ordnung aus
den Fugen geraten ist und Leben, ge-
messen an den Erwartungen, scheitert

oder Erwartungen bodenlos werden.
Durkheim verweist auch auf eine Aus-
wertung von rund 1.500 Abschiedsbrie-
fen, die zeigt, dass der Selbstmord aus
Verbitterung, Kränkung, Zurückwei-
sung, Zukunftsangst, die mit solchen
Erschütterungen einhergehen, oft mit
unbändigem Rachedurst verbunden ist
und dem Verlangen, andere Menschen
mit in den Tod zu reißen. In Erinnerung
ist hierzulande besonders der Amoklauf
von Robert S. in seiner früheren Schule
in Erfurt; aber es gibt unzählige weni-
ger bekannte Fälle von Selbstmord z.B.
durch herbeigeführte Verkehrsunfälle
oder Gasexplosionen, wo der Tod ande-
rer zumindest in Kauf genommen wird.

Der Verlauf der kapitalistischen Glo-
balisierung, die Versuche des Westens,
Modernisierung im Mittleren Osten
auch militärisch durchzusetzen, ver-
bunden mit einer repressiven Migra-
tionspolitik, die gerade nicht von wirk-
licher globaler wirtschaftlicher Inte-
gration ausgeht, das alles wird von
Millionen und Abermillionen Menschen
als Ausschluss, Unterdrückung, Zerstö-
rung erfahren. Für junge Migranten ge-
rade mit islamischem Hintergrund ist
die Erfahrung von Verachtung, Zurück-
weisung und Ausschluss alltäglich, eine
Erfahrung, die um so leichter zu Verbit-
terung führt, je größer, etwa aufgrund
der Anstrengung eines Studiums, die
Erwartung ist, die sie sich im Blick auf
ihre Altersgenossen eigentlich machen
können. Überdies wird diese Erfahrung
der Missachtung durch den Krieg des
Westens in Afghanistan und Irak auf
brutale Weise bestätigt.

Das erklärt oder rechtfertigt gar die
Strategie des Terrors nicht. Die Hinter-
männer des Terrors machen sich die Si-
tuation zunutze. Samir Amin vertrat in
einem Artikel in den „Blättern für deut-
sche und internationale Politik“ die
Auffassung, dass es sich bei den funda-
mentalistischen Bewegungen um para-
religiöse, im Kern rechtsradikale Bewe-
gungen handelt. Ihr Nährboden sind die
tiefen weltweiten Widersprüche, die
sich im Zuge der Globalisierung ver-
schärfen und die die Westmächte nicht
friedlich beilegen, sondern mit Krieg zu
bewältigen suchen.

In jeder Hinsicht sind für Vorwürfe,
Mahnungen und Schuldzuweisungen
die muslimischen Gemeinden die völlig
falsche Adresse. Die westliche Welt
muss den Krieg in Afghanistan und Irak
beenden und wird damit auch der ter-
roristischen Gegenstrategie den Boden
entziehen.Statt,wie sich abzeichnet,die
Repression gegen die Migrantinnen und
Migranten durch immer neue „Sicher-
heitsgesetze“ zu verschärfen und da-
durch vor allem die Muslime zum inne-
ren Feind zu stempeln, muss in der Mi-
grationspolitik eine Wende eingeleitet
und die Integration, das solidarische,
interkulturelle Zusammenleben geför-
dert werden. scc

Der Schlüssel zum
Frieden liegt in der
Hand des Westens



Umstrittene Amnestiepläne in
Algerien
Noch vor Jahresende will Präsident
Bouteflika die algerische Bevölkerung
per Referendum über eine Amnestie für
die zwischen 1992 und 2002 begangenen
Verbrechen abstimmen lassen. In diesen
zehn schrecklichen Jahren hat der Krieg
zwischen bewaffneten islamistischen
Gruppen und der Staatsmacht wahr-
scheinlich 200.000 Menschen – nach Be-
kundungen Bouteflikas – das Leben ge-
kostet,weitere Zehntausende sind „ver-
schwunden“, Hunderttausende wurden
Opfer von willkürlichen Verhaftungen,
oft auch Folter. Die Amnestieabsicht ist
umstritten und stößt insbesondere auf
den überlebenden Opfern des Konflikts

und ihren Angehörigen auf erbitterte
Ablehnung. Sie kritisieren vor allem,
dass eine Amnestie ohne Wahrheit und
Gerechtigkeit nicht zur Versöhnung
führen kann.Vor allem die Angehörigen
der Verschleppten lassen, trotz Repres-
sion, nicht von ihrer Forderung nach
Aufklärung (Bild: Demonstration von
Angehörigen Verschleppter in Paris).
Von den etwa 18.000 von staatlichen Si-
cherheitskräften Verschleppte erkennt
der Staat gerade einmal ein Drittel an,
fühlt sich aber nach Auskunft seines
Sonderbeauftragten Ksentini „aus
Mangel an Beweisen außer Stande, die
Täter zur Rechenschaft zu ziehen“. Für
die von terroristischen Gruppen Ver-
schleppten – nach Schätzung von Men-
schenrechtsorganisation beläuft sich

ihre Zahl auf ca. 10.000 –
fühlt sich überhaupt nie-
mand verantwortlich.Mit
der Generalamnestie,kri-
tisieren algerische und
internationale Men-
schenrechtsorganisatio-
nen, würde praktisch die
Straflosigkeit für massive
Verbrechen gegen die
Menschheit gesetzlich
verankert. „Zuerst müs-
sen die Terroristen für
ihre Verbrechen verurteilt
werden, ebenso Angehö-
rige der Sicherheitskräf-
te, wenn sie für Entfüh-
rungen, Folter und Hin-
richtungen ohne Gericht-

surteil verantwortlich sind.
Zudem müssen Befürworter
wie Gegner Gelegenheit bekom-
men, ihre Meinung frei zu vertreten.
Die ehemalige FIS sollte sich öffentlich
entschuldigen. Erst dann kann das Volk
über eine Generalamnestie entschei-
den“, so der Anwalt und Menschen-
rechtler Mokrane Ait Labi. (Quelle: ND,
Algeria watch)

Israel: Auseinandersetzung um
Rückzug eskaliert
Für den 18. Juli ruft der Siedlerrat zu
einem dreitägigen Marsch auf.Der Kon-
voi soll rund 30km von der Stadt Neti-
vot im Süden Israels losgehen zum Ka-
tif-Siedlungsblock im Gazastreifen.
Nach Angaben des Siedlerrats haben
sich bisher 70.000 Menschen bereit er-
klärt, am Marsch teilzunehmen, gerech-
net wird mit 100.000. Sollte die Polizei
wie zu erwarten die Wagenkolonne am
Weiterfahren hindern, wollen die De-
monstranten zu Fuß weitermarschie-
ren. Ziel ist, möglichst viele Unterstüt-
zer in die zu räumenden Siedlungen zu
bringen, um die Räumung noch mehr zu
erschweren. Während etliche der 8.500
israelischen Siedler im Gaza-Streifen
die am 15.August ablaufende Frist nicht
abwarten und ihre Wohnungen räumen,
verschärfen andere Siedlergruppen die
Auseinandersetzung. Ende Juni räum-
ten die Sicherheitskräfte ein verlasse-
nes Hotel, in dem sich rund 100 der äu-
ßersten Rechten zugerechnete Siedler
verschanzt hatten.Gegen Sharon gibt es
Morddrohungen, und er kann sich nur
unter extremer Bewachung in der Öf-
fentlichkeit zeigen. Bisher haben über
60 Sicherheitskräfte den Einsatz gegen
die Siedler verweigert, allen drohen
harte Strafen. Doch trotz spektakulärer
Aktionen der Siedler, die eine große
Unterstützung durch die israelische Ge-
sellschaft demonstrieren sollen, spre-
chen sich stabile Mehrheiten in Umfra-
gen für den Rückzug aus dem Gaza-
Streifen und einigen Siedlungen im
Westjordanland aus. Anträge von Fi-
nanzminister Netanjahu und zwei wei-
teren Ministern auf Verschiebung des
Rückzuges wurden mit 18 Gegenstim-
men abgeschmettert, auch in der Knes-
set scheiterte ein Antrag auf Verschie-
bung. Jedoch verweigert die israelische
Regierung weitestgehend die Zu-
sammenarbeit mit den palästinensi-
schen Behörden bei der Vorbereitung
der Übergabe.Vereinbart war z.B., dass
die Gewächshäuser auf dem Siedlungs-
gebiet unbeschädigt an die Palästinen-
ser übergeben werden, dies würde
15.000 Palästinensern Arbeit verschaf-
fen. Doch nichts geschieht, und man be-
fürchtet, dass die Gewächshäuser vor
dem endgültigen Rückzug von Banden
geplündert und zerstört werden. (Quel-
le: NZZ, Ha’aretz)

Zusammenstellung: scc
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Seit fast zwei Jahren streiken die Beschäftigten der Firma Caballito in Vitoria-Gas-
teiz (Baskenland). In dieser Woche wollen rund 50 der 100 Streikenden in Marien-
heide im Oberbergischen vor den Pforten der deutschen Mutterfirma Pferd-Rüg-
geberg demonstrieren. Unterstützung haben sie bitter nötig. Der Konflikt entwi-
ckelte sich 2003, als Pferd-Rüggeberg, Hersteller von Schleifscheiben und anderen
Schleifmitteln, die Verhandlungen um den ausstehenden Tarifvertrag abbrach. Er
wurde noch dadurch verschärft, dass Caballito in eine moderne Produktionsanla-
ge umzog und dabei 25 Beschäftigten kündigte. Zuvor hatte Pferd-Rüggeberg ge-
droht, die Löhne über Jahre hin einzufrieren. Sollte es keine Garantien der Beleg-
schaft über einen sozialen Frieden geben, müssten 25 bis 35 Arbeiter entlassen wer-
den, lautete der Erpressungsversuch. Der Betriebsrat stellte sich gegen die Forde-
rung; schon im Jahr zuvor waren 30 Arbeitsplätze durch Frühverrentung abgebaut
worden. Die Streikenden erhielten in den vergangenen Jahren vor allem aus dem
Baskenland viel Unterstützung, u.a. riefen die Gewerkschaften zu landesweiten So-
lidaritätsstreiks auf. (Quelle: Ralf Streck, Indymedia, div. Artikel)
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„Am Ende hängt alles wieder vom
Geldbeutel der Eltern ab“
MÜNCHEN. 3–5.000 Menschen demon-
strierten am 25. Juni 2005  in München
gegen das geplante Kinderbildungs-
und -betreuungsgesetz, das die Staats-
regierung als verbesserte  Vereinbarkeit
von Familie und Beruf anpreist.Joachim
Feichtl von der Arbeiterwohlfahrt Mün-
chen kritisierte dagegen, der Freistaat
kürze seine Zuschüsse zu Lasten von El-
tern und Kindern und bürde den Kom-
munen die volle Verantwortung auf. Die
neuen Regelungen machten eine flexi-
ble Kinderbetreuung, die sich an den
Bedürfnissen der Familien orientiert,
unmöglich.Drei  Tage später versuchten
SPD und Die Grünen in einer 14-stün-
digen Landtagsdebatte die CSU-Front
aufzuweichen. Die Demonstrationsauf-
rufe, 20.000 Unterschriften und mehr
als 400 Petitionen hatten das große
Misstrauen in das neue Kinderbetreu-
ungsgesetz ja schon deutlich gemacht.
Doch es half nichts. Die CSU setzte ihr
Konzept durch.Ausführliche Argumen-
te der Protestbewegung siehe www.top-
homepage.de/kita/ baf

Proteste gegen Bildungspolitik
des Hamburger Senats gehen weiter
HAMBURG. Auch nach der großen Bil-
dungsdemonstration, an der sich am 16.
Juni rund 20.000 Menschen beteiligten,
dauern die Proteste trotz beginnender
Sommerferien gegen die Bildungspoli-
tik des Senats an. Besonders erbittert
sind die Auseinandersetzungen um das
Büchergeld, das die Eltern ab August
zahlen sollen und das jährlich 2,5 Milli-
onen in die Kasse der Hansestadt bringt.
Nicht wenige Eltern und Elternvertre-
tungen boykottieren das Büchergeld,
zumal die Lehrmittel, für die gezahlt
werden muss, nicht einmal alle zur Ver-
fügung stehen werden. Jetzt ist die
Schulbehörde auf die Idee gekommen
zu verfügen, dass die Schulvereine für

die Bezahlung des Büchergelds in so ge-
nannten „Härtefällen“ herangezogen
werden. Die Schulvereine werden auf
freiwilliger Basis von den Eltern finan-
ziert und fördern z.B. die Schülerbera-
tung, Sportveranstaltung, die Ausstat-
tung von Integrationsklassen, Schüler-
austausch usw. „Missbrauch der Schul-
vereinsgelder werden wir nicht tolerie-
ren“, teilt die Elternkammer der Behör-
de mit, und sie fordert weiter, dass die
Beurteilung von Härtefällen so vorge-
nommen werden muss, dass „insbeson-
dere damit die persönliche Würde der
einzelnen SchülerInnen und deren El-
tern durch die Darlegung der familiä-
ren Notlage nicht verletzt wird“. –
Widerstand spürt der Senat auch in der
Frage der 13,50 Euro, die er zukünftig
für das bisher pauschal im Elternbei-
trag enthaltene Mittagessen in den Ki-
tas einkassieren will (jährlich 6 Mio.).
Der Elternbeirat der Kita „Die Schatz-
truhe“ forderte jetzt den Senat zur so-
fortigen Rücknahme der Maßnahme
auf. lbhh

„Familienoffensive“ gefährdet die
Qualität der Kitas in Thüringen
ERFURT. Die Gewerkschaft ver.di ruft
Eltern, Erzieherinnen und Träger auf,
für einen guten Standard in den Kin-
dertagesstätten in Thüringen einzutre-
ten und bis zur geplanten Beschlussfas-
sung über die neue „Familienoffensive“

im Oktober den Protest gegen die Lan-
desregierung zu steigern. Entgegen der
Beteuerungen des Ministerpräsidenten
sei die Mittelumverteilung eben kein
Nullsummenspiel für die Kindertages-
stätten. Insgesamt würden sie mindes-
tens 40 Mio. Euro weniger als bisher an
Landesförderung erhalten. „Alles in al-
lem stehen diese Änderungen für Qua-
litätsverlust, die Aufgabe von Chancen-
gleichheit und die Abkehr vom Ziel gu-
ter frühkindlicher Bildung,“ kritisiert
ver.di. www.verdi.de/thueringen/lbz

ver.di zufrieden: Wohlfahrtsverband
bleibt in öffentllcher Trägerschaft
FRANKFURT A.M.Die Einrichtungen des
Landeswohlfahrtsverbandes (LWV)
werden zwar in eine private Rechtsform
überführt, verbleiben aber in öffent-
licher Trägerschaft. Dieser parteiüber-
greifende Beschluss der LWV-Ver-
bandsversammlung fand am 7.Juli 2005
Zustimmung bei der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di, die in den
letzten Monaten mehrfach und öffent-
lich vor einer Zerschlagung und Priva-
tisierung des Verbandes gewarnt hatte.
Zufrieden zeigten die Gewerkschafter
sich auch mit der Entscheidung, die
konkrete Umgestaltung in enger Zu-
sammenarbeit mit ver.di vorzunehmen.
Für die anstehenden Verhandlungen
stellte ver.di u.a. folgende Forderungen
auf: Erhalt der Arbeitsplätze, Anbin-
dung der Einrichtungen an den Flä-
chentarif für öffentliche Krankenhäu-
ser, keine Einschränkung der Mitbe-
stimmung und Verbleib der Einrichtun-
gen in einem Verbund unter Träger-
schaft des Landeswohlfahrtsverbandes.
ver.di sieht den Verhandlungen zuver-
sichtlich entgegen, da die Arbeitgeber-
seite schon am 9. März zur letzten Ver-
bandsversammlung mitbekommen hat,
dass die Beschäftigten willens und in
der Lage sind, für ihre Interessen zu
kämpfen und dafür auch auf die Straße
zu gehen. www.lwv-sozialabbau.de

TÜBINGEN. Am 2. Juli fand in über 80 Städten die
zweite bundesweite Nacht der Solidarität des Ak-
tionsbündnisses gegen Aids statt. Eine überdimen-
sionale Aidsschleife aus rotem Stoff (siehe Bild) setz-
te z.B. an der Stiftskirche in Tübingen ein Zeichen:
Bei der Aktion „Aidsbehandlung für alle – Pillen
statt Profit“ brachten hunderte von BesucherInnen
„Medikamentenschachteln“ mit ihrer Unterschrift
an der Aidsschleife an. Sie forderten damit gemein-
sam mit dem Bündnis sechs Pharmakonzerne auf,
die Preise für Aidsmedikamente zu senken, Dosie-
rungen für Kinder anzubieten und die Patentrechte
für die armen Länder frei zu geben. Erstes Ergebnis
der Aktion,die vor einem Monat gestartet wurde,sei,
dass bereits Anfang Juli ein Gespräch mit dem Ver-
band forschender Arzneimittelhersteller,dem Dach-
verband der sechs angesprochenen Herstellerfir-
men, stattfinden werde, so Katja Roll vom Aktions-
bündnis gegen Aids. www.epo.de
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900 Euro Strafe – Kampagne „free
online protest“ geht weiter
FRANKFURT A.M. Vor dem Frankfurter
Amtsgericht endete der erste Prozess
gegen einen der Initiatoren der ersten
Online-Demonstration in Deutschland
mit einer Verurteilung und Geldstrafe
von 900 Euro. Im Urteil folgte Amts-
richterin Wild nicht nur in weiten Tei-
len der Argumentation der Staatsan-
waltschaft, sondern kreierte weitere
Anmerkungen zur Verurteilung wegen
„Nötigung“. Sie stellte „Gewaltanwen-
dung“ und auch die „Androhung eines
empfindlichen Übels“ fest, was mit der
Online-Demo gegen Lufthansa verbun-
den war. Opfer waren buchungswillige
anonyme User und die Mitarbeiter/in-
nen der Lufthansa AG. In ihrer Urteils-
begründung sah Richterin Wild allein
„durch die Kraftentfaltung des Maus-
klicks“ bereits eine erhebliche
„Zwangswirkung“ auf potentielle User
der Lufthansa-Webseite, die zum Zeit-
punkt der Protestaktion das Onlinepor-
tal der Abschiebe-Airline hätten besu-
chen wollen. Dabei verglich sie die Ge-
waltanwendung des Mausklicks mit
Elektroschockern. Richterin Wild setz-
te zudem das geltende Versammlungs-
recht außer Kraft, in dem sie dem Onli-
ne-Protest lediglich den Charakter ei-
ner „Ansammlung“ zubilligte, die zu-
gleich aber wie eine illegale „Blockade“
der Lufthansa-Webseite gewirkt habe.

Außerdem sah Richterin Wild den Tat-
bestand der „Gewalt in seiner stärksten
Form erfüllt“, da im Internet auf
elektronischem Wege der „Willen Ande-
rer gebeugt“ worden wäre. Richterin
Wild, die zuvor sämtliche Beweisanträ-
ge der Verteidigung als „unrelevant“ ab-
gelehnt hatte, folgte ihrer Art Rechts-
auffassung,die sich schon in harten Ver-
urteilungen von Irakkriegsgegner, die
2003 die US-Airbase blockierten, aus-
gedrückt hatte. Und auch im virtuellen
Raum,möchte die Amtsrichterin Recht-
geschichte schreiben. Ihr ging es mit
dem Urteil auch darum, „potentielle
Nachahmer“ abzuschrecken.

Rechtsanwalt Scherzberg forderte in
seinem Schlussplädoyer den bedin-
gungslosen Freispruch. Er zweifelte die
juristische Kompetenz der Staatsan-
waltschaft an,die nicht in der Lage war,
kausale Zusammenhänge zu verbalisie-
ren. Der Angeklagte beharrte auf dem
Recht der freien Demonstration auch im
Internet. Bereits im Schlusswort nahm
er den Urteilsspruch vorweg als er be-
tonte, dass allein die Tatsache dieses
Prozesses beweise, dass „das Internet
unter die Fuchtel des Polizeirechts“ ge-
stellt werden solle. Während der Ur-
teilsverkündung forderten Zuschauer-
Innen mit Transparenten die Demon-
strationsfreiheit „online wie offline“.

Die Verteidigung und der Anklagte
kündigten Revision an.

www.libertad.de

UN-Kampagne „No-excuse-2015“
Millennium-Gates: Acht Tore. Acht Ziele.
BENSHEIM/BERGSTRASSE. Engagement
zeigen – Menschen mobilisieren – Armut
bekämpfen“ unter diesem Motto startet
die nationale UN-Millenniumkampag-
ne. Acht stilisierte und mit einem Ban-
ner verbundene Figurenpaare bilden die
sogenannten Gates oder Tore. Jedes Tor
steht für ein Millenniumsentwicklungs-
ziel:  1.Beseitigung der extremen Armut
und des Hungers auf der Welt bis 2015.
2. Bereitstellung der Grundschulbil-
dung für alle Kinder bis 2015. 3. Förde-
rung der Gleichheit der Geschlechter
und Stärkung der Rolle der Frauen bis
2015. 4. Senkung der Kindersterblich-
keit um zwei Drittel bis 2015. 5. Sen-
kung der Müttersterblichkeit um drei
Viertel bis 2015. 6. Erfolgreiche Be-
kämpfung von HIV/AIDS, Malaria und
anderen Krankheiten bis 2015. 7. Si-
cherung der ökologischen Nachhaltig-
keit bis 2015. 8. Aufbau einer globalen
Partnerschaft für Entwicklung.Die 3,80
Meter hohen Figurenpaare symbolisie-
ren die Partnerschaft von Menschen aus
reichen und armen Ländern. Die Hoff-
nungen richten sich u.a. darauf, dass
Kommunen und kommunale Verbände,
als Hauptträger gesellschaftlicher Inte-
gration, eine Schlüsselrolle bei der Mo-
bilisierung ihrer BürgerInnen spielen.

Die deutsche Premiere der Tore findet
derzeit in Bensheim/Bergstraße statt.
Anlässlich der „Internationalen Woche
Bensheim – Augen auf für Eine Welt“
vom 8.–17. Juli wurden die Gates erst-
malig installiert. Im Rahmen des Welt-
jugendtags vom 15.–22 August wird der
Bonner Münsterplatz die Gates beher-
bergen. www.service-eine-welt.de

„Krieg spielen mit Hartz IV“ ?
DFG-VK kritisiert Minister Struck
VELBERT. Als „Diskriminierung der Er-
werbslosen“ bezeichnet Monty Schä-
del,Bundessprecher der Deutsche Frie-
densgesellschaft-Vereinigte Kriegs-
dienstgegnerInnen (DFG-VK), den Vor-
schlag des Bundesministers Struck vom
27. Juni, beim Training der Bundeswehr
für Auslandseinsätze Erwerbslose als
günstige Komparsen einzusetzen: „Un-
ter dem Vorwand, die soziale Lage der

Menschen in Mecklenburg-Vorpom-
mern zu verbessern und die Kosten bei
der Bundeswehr senken zu wollen, pro-
biert die Bundeswehr hier in einer
strukturschwachen Region Deutsch-
lands neue Formen des Werbens für das
Militär aus. Im Rahmen des großen Um-
rüstungsprogramms zur Kriseninter-
ventionsarmee erscheinen diese Image-
maßnahmen Strucks als sinnvoll, da
einschließlich der beiden gestern über-
führten Toten nunmehr über 50 Solda-
ten bei Auslandseinsätzen ums Leben
gekommen sind. Die gesellschaftliche
Akzeptanz soll wieder durch die Ein-
bindung möglichst vieler Menschen in
militärische Zusammenhänge erhöht
werden. Auslandseinsätze schaffen Ar-
beit – ist das die neue Botschaft Strucks?
– fragt die DFG-VK.“

Wer den Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern und anderen Regionen der
Bundesrepublik aus der prekären sozi-
alen Lage helfen will, sollte nach Aus-
sage des DFG-VK Bundessprechers
Schritte zur Abrüstung einleiten. „Rüs-
tungskonversionsprogramme sind auch
ökonomisch zweckmäßig und schaffen
bereits mittelfristig nachhaltige und zu-
gleich volkswirtschaftlich sinnvolle Ar-
beit im zivilen Bereich.“ 

www.deutsche-friedensgesellschaft.de

Aktionen am 20. August gegen 
einen Nazi-Aufmarsch in Wunsiedel
WUNSIEDEL. 48 Leute hatten Mitte  März
die Gründung einer „Bürgerinitiative
zur Bündelung des gesamten Bürgeren-
gagements gegen die unerwünschten
braunen Aufzüge“ beschlossen, inzwi-
schen ist das Bündnis zehmal größer.
Neben juristischen Initiativen versucht
die Stadtverwaltung zusammen mit der
Jugendinitiative gegen Rechtsextre-
mismus und den Kirchen über ein Vor-
träge, Diskussionen, kulturelle und
ökumenische Aktivitäten die Einwoh-
nerInnen zu mobilisieren und am 20.
August zu einem „Tag der Demokratie“
von 10–20 Uhr auf die Straße zu brin-
gen.Die Antifaschistische Aktion mobi-
lisiert bundesweit mit Veranstaltungen
zu einer Demo am 20. August in Wun-
siedel. www.tag-der-demokratie.de.
www.ns-verherrlichung-stoppen.tk.
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Die gleichnamige Veranstaltung vom Kölner
Flüchtlingsrat, dem Unterstützerkreis  für die
von Abschiebung bedrohten Kinder und Ju-
gendlichen und vom Kölner Runden Tisch für
Integration war beeindruckend. Und nicht
nur weil das Dom-Forum rammelvoll war.
Das allein war schon nicht selbstverständ-
lich, ging es doch um die Verfestigung des
Aufenthalts von jahrelang in Köln gedulde-
ten Flüchtlingen, um die Ermessensspiel-
räume der Ausländerbehörde und um das
richtige Verständnis des neuen Aufenthalts-
gesetzes, dem Kernstück des Zuwanderun-
gesetzes. 

Die von Isabel Schayani souverän mo-
derierte Podiumsdiskussion ist vor al-
lem deshalb zu würdigen, weil damit in
Köln angefangen wurde, öffentlich mit
den Flüchtlingen selbst, mit allen wich-
tigen Parteien und allen Unterstützer-
gruppen eine Auseinandersetzung zu
führen,die scheinbar nur noch von Kon-
frontation geprägt ist, gerade auch im
Hinblick auf die anstehenden Neuwah-
len zum Bundestag.

Als das Zuwanderungsgesetz verab-
schiedet worden war, dachten rot-grü-
ne Parlamentarier wie der SPD-
Bundestagsabgeordnete Wiefelpütz
und Volker Beck von Bündnis90/Die
Grünen, sie hätten ein Gesetz verab-

schiedet, das zu einem Ende der sog.
Kettenduldungen dadurch führen
könnte, dass die über 220.000 Flücht-
linge mit Duldungs-Status endlich eine
Aufenthaltsverfestigung (einschließlich
Arbeitserlaubnis) erhalten würden. Sie
hatten die Rechnung ohne die Innenmi-
nister gemacht. Deren Ausführungsbe-
stimmungen zum Gesetz sehen vor, dass
die auch als „unerlaubt Eingereiste“
Bezeichneten gefälligst wieder ausrei-
sen mögen und keinesfalls mit einer
Aufenthaltserlaubnis „belohnt“ gehö-
ren.

Auf dem Kölner Podium war diese
ordnungspolitische Position vertreten
durch Herrn Granitzka von der CDU,
Herrn Breite von der FDP,Frau dos San-
tos von der SPD und sozusagen von
Amts wegen von Frau Dahmen, der Lei-
terin der Ausländerbehörde. Für eine
humanitäre Lösung des Konflikts tra-
ten neben den Veranstaltern Ossi Hel-
ling von den Grünen, Jörg Detjen von
der PDS und Pfarrer Decker, der Direk-
tor der Caritas in Köln, ein. Ihnen wäre
es am liebsten, es würden alle, die län-
ger als fünf Jahre in Köln geduldet le-
ben, eine Aufenthaltserlaubnis erhal-
ten.

Das humanitäre Anliegen von „Wer
lange hier lebt, muss bleiben dürfen“

wurde von Reinhart Hocker vom Unter-
stützerkreis und Claus-Ulrich Prölß
vom Flüchtlingsrat, aber auch aus dem
Publikum selbst von Flüchtlingen und
ihren Unterstützern durch viele bewe-
gende Einzelschicksale vermittelt. Auf
dieser Ebene der Einzelfall-Hilfe waren
auch die Ordnungspolitiker letztlich zu
mehr Bewegung bereit, als viele Skep-
tiker vor der Veranstaltung sich hatten
vorstellen können. Frau Dahmen be-
mühte sich, dem Publikum den „huma-
nen Touch“ ihrer Behörde zu versichern,
in dem sie von der Aufenthaltsverfesti-
gung einer Familie aus dem Kirchenasyl
berichtete. Auch Herr Granitzka schil-
derte am Beispiel der Unterstützung für
zwei türkische Jugendliche, die ihren
Aufenthalt verloren hatten, dass er in
besonderen Notfällen durchaus auch
für unkonventionelle Hilfe zu haben ist.

Da Claus-Ulrich Prölß und Reinhart
Hocker aus ihrer Beratungspraxis be-

Eine Veranstaltung vom Kölner Flüchtlingsrat, dem Unterstützerkreis für die von Abschie-

bung bedrohten Kinder und Jugendlichen und vom Kölner Runden Tisch für Integration

„Wer lange hier lebt, muss
bleiben dürfen“ 

4.7.2005 Nach Abschiebung aus dem Be-
zirksrankenhaus Erlangen mit eigens ge-
chartertem Flugzeug – Die traumatisierte
und suizidale Frau Avdija wird mit ihrem
Mann und vier Kindern in der slowenischen
„Strafanstalt“ Postojna festgehalten 

Freitagabend, 1.Juli, um 19.00 Uhr: Das
Elternpaar Aziz (37) und Eljheme (39)
Avdija wird mit ihren vier Kindern Zej-
nepe (16), Idriz (14), Florim (12) und
Lumturije (10) mit einem eigens ge-
charterten Flugzeug vom Flughafen
München nach Ljubljana / Slowenien
abgeschoben.

Ein Pilot von Adria Airways hatte sich
am Freitagmorgen geweigert, die Fami-
lie Avdija auf einem Linienflug mitzu-
nehmen, „weil er das Sicherheitsrisiko
nicht auf sich und die Verantwortung
übernehmen wollte“, so eine Mitarbei-
terin von Adria Airways.

Nach Ihrer Landung in Ljubljana um
20.00 Uhr wird Familie Avdija von der
slowenischen Asylbehörde übernom-
men. Heute Mittag bestätigte Franci
Zlatar, Leiterin des psychosozialen

Zentrums für Flüchtlinge „Slovene
Phylanthropy“ (www.filantropija.org),
dass die ganze Familie in der Strafan-
stalt in Postojna untergebracht wurde.
Die Strafanstalt Postojna liegt auf ei-
nem ehemaligen Militärgelände in dem
Dorf Veliki Otok. Sie ist eines von drei
slowenischen Lagern für Asylflüchtlin-
ge und Abschiebehäftlinge gleicherma-
ßen. Die Familie Avdija hatte im Febru-
ar 2005 in Slowenien Asyl beantragt.
Zwischenzeitlich ist ihr Asylverfahren
ablehnend abgeschlossen.Wenn sie kei-
nen neuen Asylantrag stellen können,
werden sie weiter in den Kosovo abge-
schoben.

Familie Avdija gehört im Kosovo zur
Minderheit der Ashkali. Sie sind dort
geflohen, weil sie durch albanische Na-
tionalisten geschlagen, verfolgt und be-
droht worden. Die UN-Flüchtlingsor-
ganisation UNHCR fordert in ihrem ak-
tuellen Bericht vom März 2005 einen
fortdauernden Flüchtlingsschutz für
Ashkali aus dem Kosovo. UNHCR sieht
die Sicherheitssituation im Kosovo ins-
gesamt als „weiterhin zerbrechlich und

unberechenbar.“ 
Die ständige Angst um den Ehemann

und die Kinder ließen Frau Avdija krank
werden. Laut Gutachten des BKH Er-
langen leidet Frau Avdija u.a. an einer
posttraumatischen Belastungsstörung.
Im Kosovo wird es aber keinerlei Be-
handlungsmöglichkeiten für Frau Avdi-
ja geben: 

Der UNHCR spricht sich aus für die
besonderen Schutzbedürfnisse von
„Personen mit schweren oder chronisch
psychischen Erkrankungen einschließ-
lich Posttraumatischen Belastungsstö-
rungen (PTBS)-Erkrankungen, deren
Zustand eine qualifizierte medizinische
Versorgung erfordert, die im Kosovo
derzeit nicht oder nicht in ausreichen-
dem Maße gewährleistet werden
kann…“.
Weitere Informationen: 
UNHCR -Büro Nürnberg, Tel.: 0911-44 21 00) 

Kontakt: Erwin Bartsch, Zirndorf,
Tel. 0163/ 60 93 36 0 

Sabine Böhlau, Stephan Dünnwald,
BFR , 089 / 76 22 34 
www.bayerischer-fluechtlingsrat.de

Freistaat Bayern tut Unrecht: Die Abschiebung von Familie Avdija 
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Zwangsumzüge von 4.000 Haushal-
ten? MÜNCHEN. Der Stadtrat überlässt
es weiterhin dem Sozialreferat, die von
der Stadt akzeptierten Mietobergren-
zen festzusetzen.Es handelt sich um die
gleichen Miethöhen, die bisher schon
für die Sozialhilfe galten. Immerhin
wurde durch den Dringlichkeitsantrag
der offenen Liste PDS erreicht, dass
sich der Sozialausschuss im Juni aus-
führlich mit der Thematik befasste.Da-
bei musste der Sozialreferent Graffe die
Zahl der Betroffenen bereits erhöhen:
Zwischen 5 und 10 Prozent der mittler-
weile 40.000 ALG II-Haushalte,also bis
zu 4.000 Haushalte, haben bisher die
Aufforderung der „Arbeitsgemein-
schaft für Beschäftigung“ erhalten,
ihre Mietkosten zu reduzieren. Genau-
er könne er es nicht sagen,weil die ALG
II-Software eine entsprechende Aus-
wertung nicht her gibt. Und der Sozi-
alausschuss wollte ihn nicht zu einem
entsprechenden „Aktensturz“ beauf-
tragen. Immerhin sagte Herr Graffe im
Ausschuss zu, dass alle Fälle, in denen
es tatsächlich zu einer Minderung der
Mietleistung kommen soll, in die „Zen-
trale“ gezogen würden. Dies bedeutet,
dass nicht die ARGE über die tatsäch-
liche Kürzung entscheidet, sondern das
Sozialreferat. Damit verbindet sich die
Hoffnung, dass das Sozialreferat alle
sozialen und finanziellen Folgekosten
von erzwungenen Umzügen berück-
sichtigt – und damit wesentlich vor-
sichtiger umgehen wird. Der Referent
geht davon aus, dass es nur in einigen
wenigen Fällen tatsächlich zu Kürzun-
gen kommen wird. Ob diese Auskunft
die Betroffenen beruhigen kann? In der
Diskussion stellte sich zudem heraus,
dass niemand der Anwesenden – kein
Stadtrat, kein Mitarbeiter des Referen-
ten,auch der Sozialreferent selbst nicht
– genau darlegen konnte, wie die mo-
mentan geltenden Mietobergrenzen
festgelegt wurden, und ob es sich dabei
um Warm- oder Kaltmieten handelt.Zu
diesem Thema kündigte Herr Graffe
deshalb eine weitere Bekanntgabe im
Sozialausschuss an. wob

Verbraucher auf dem Land von Nah-
versorgung abgekoppelt. BERLIN. Im-
mer mehr Verbraucher in ländlichen
Gebieten sind von der Nahversorgung
abgekoppelt. Selbst in größeren Ge-
meinden ist die Versorgung mit Le-
bensmitteln und anderen Alltagspro-
dukten vielfach nicht mehr existent –
bis zum nächsten Geschäft müssen die
Verbraucher immer weitere Wege zu-
rücklegen. Von der Unterversorgung
sind bundesweit bis zu acht Millionen
Verbraucher in ländlichen Regionen
betroffen, so das Ergebnis einer vom
Verbraucherzentrale Bundesverband
(vzbv) veröffentlichten Studie des In-
stituts für ökologische Wirtschaftsfor-

schung. Eine der dort entwi-
ckelten Forderungen lautet:
„Ausrichtung der Raumpla-
nung an der Nahversorgung: Bis-
her fehlen wirksame Instrumente der
Raumplanung, die die Nahversorgung
sicherstellen. * Überkommunale ko-
operative Planungsansätze müssen an
die Stelle der bisherigen Standortkon-
kurrenz und des „Bürgermeisterwett-
bewerbs“ um Neuansiedlungen auf der
grünen Wiese treten. * Die Genehmi-
gung von Neuansiedlungen im Einzel-
handel darf sich nicht nach rein forma-
len Kriterien wie der Quadratmeter-
größe richten,sondern muss sich an den
Folgen für die Nahversorgung orientie-
ren.“ Text der Studie unter:
www.vzbv.de/go/presse/567/index.htm

Städte verstehen sich als „key play-
er“. LEIPZIG. Städte sollen und müssen
einen größere eigenständige Rolle in
der Informationsgesellschaft spielen,
tragen eine höhere Verantwortung für
den Online-Kontakt zwischen staat-
licher Verwaltung und Bürger und be-
nötigen daher auch mehr Ressourcen
für die Umsetzung von lokalen und re-
gionalen eGovernment-Strategien.
Dies ist das Fazit der europäischen Vor-
bereitungskonferenz für den „Weltgip-
fel der Städte in der Informationsge-
sellschaft“.Der Städteweltgipfel selbst
findet vom 9. bis 11. November 2005 im
spanischen Bilbao statt, eine Woche vor
dem zweiten UN-Weltgipfel zur Infor-
mationsgesellschaft (WSIS II). Der
Genfer Oberbürgermeister Christian
Ferrazino, der auch Präsident des „Di-
gitalen Solidaritätsfonds“ ist (Bezahlt
doch Euer Internet alleine!), rief die eu-
ropäischen Städte auf, nicht nur eigene
lokale Projekte zur Bewältigung der
Herausforderungen des Informations-
zeitalters zu entwickeln, sondern dies
in enger Kooperation mit anderen
Städten, insbesondere auch in der Drit-
tel Welt, zu leisten. www.heise.de

Städtetag zur Bundestagswahl. BER-
LIN. Der Deutsche Städtetag hat zehn
Forderungen der Städte an die Parteien
vorgelegt. Darin verlangt der kommu-
nale Spitzenverband unter anderem,
die Gewerbesteuer zu erhalten, die
Kommunen bei den Sozialausgaben zu
entlasten und sie qualifiziert an der Ge-
setzgebung des Bundes zu beteiligen.
Im Grundgesetz soll garantiert werden,
dass der Bund den Kommunen nur
dann neue Aufgaben übertragen kann,
wenn er sie auch finanziert. Gleichzei-
tig erklären die Städte ihre Bereit-
schaft, bei der Umsetzung von Hartz IV
noch stärker als bisher ihre Erfahrun-
gen in die Bekämpfung der Langzeit-
arbeitslosigkeit einzubringen.

www.kommunalweb.de
Zusammenstellung: baf

Kommunale Politik

stätigen konnten, dass es diese humani-
tären Lösungen in Einzelfällen immer
mal wieder gegeben hat, war die Frage
zum Thema geworden, wie man wenig-
stens diese Form der Hilfe aus ihrer Zu-
fälligkeit und Abhängigkeit von be-
stimmten Personen befreien und insti-
tutionalisieren könnte. Das Stichwort
„Kölner Härtefallkommission“ tauchte
auf und Isabel Schayani konnte allen
Politikerinnen und Politikern auf dem
Podium eine Zustimmung zur Einrich-
tung einer solchen Kommission entlo-
cken.

Gewonnen wäre damit zweierlei: die
Zahl der über diese Schiene möglichen
Aufenthaltsverfestigungen könnte ge-
steigert werden und die Kölner Rats-
frauen und -herren könnten sich durch
die Vielzahl der Fälle,mit denen sie dann
konfrontiert werden, noch mal neu
überlegen, ob es nicht doch richtig ist,
auf strukturelle humanitäre Bleibe-
rechtsregelungen zu setzen. Dass diese
für die Stadt auch noch billiger sind,
wurde betont.

Bilanz: dass so engagiert miteinander
diskutiert werden konnte und ein
Schritt in Richtung auf eine gemeinsam
getragene Lösung für sog. „Härtefälle“
getan wurde, ist ein Erfolg.

Kritisch bleibt allerdings anzumer-
ken, wie leichtfertig und populistisch
auch von Unterstützern der Flüchtlin-
ge mit dem Phänomen Kriminalität um-
gegangen wird. Pfarrer Decker hatte
sich beispielsweise über die Krimina-
lität der Schleuser erregt. Tatsache ist,
dass diese Menschen vor dem Fall der
Mauer Fluchthelfer hießen, hochange-
sehen waren und sogar polizeiliche und
geheimdienstliche Unterstützung er-
hielten. Ohne die immer perfekter wer-
dende Abschottung Europas wäre die-
ser „Berufsstand“ längst ausgestorben.
Er ist zwar nicht vom Staat gewollt,aber
zweifellos von ihm produziert.

Das zweite wichtige Thema,für das si-
cher mindestens ein weiterer eigener
Diskussionsabend notwendig ist, sind
die Roma.Wenn Köln die hier lebenden
Roma – und ich spreche auch von denen,
deren Kinder eine Klau-Karriere einge-
schlagen haben, nachdem ihnen die
Schulkarriere jahrlang verschlossen
war – abgeschoben werden sollten, wo
sollen sie denn hin? Leider ist diese Fra-
ge vom Podium nicht beantwortet wor-
den.

Eine von der VW-Stiftung in Auftrag
gegebene wissenschaftliche Studie hat
jedenfalls ganz eindeutig festgestellt:
die armen südosteuropäischen Länder
sind nicht in der Lage, die über Jahr-
hunderte andauernde Diskriminierung
und Verfolgung der Roma allein aus ei-
genen Kräften zu überwinden. Ohne di-
rekte Hilfe und auch direkte Übernah-
me von Verantwortung der westeuropä-
ischen Städte und Gemeinden ist das
nicht zu machen.

Klaus Jünschke, Köln, den 22.6.05



14 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 14/2005

Europaweit trommeln die Unterneh-
merverbände für eine Verlängerung und
weitere Flexibilisierung der Arbeitszei-
ten. Sie finden willige Helfer in den
meisten Regierungen der Mitgliedstaa-
ten, der Europäischen Kommission und
im Europäischen Parlament. Zum er-
sten Mal in der Geschichte der Europä-
ischen Gemeinschaft sollen nun beste-
hende soziale Mindestvorschriften der
EU ausgehöhlt werden: Es geht um die
Revision der EU-Arbeitszeitrichtlinie.
Deren bisheriges „Mindestniveau“
könnte nun noch weiter abgesenkt wer-
den, wenn sich nicht eine breite kriti-
sche Öffentlichkeit des Themas an-
nimmt und die von Kommission bzw.
Parlament geplanten Veränderungen
der Richtlinie – ähnlich wie im Falle
„Bolkestein“ – aufs Korn nimmt. Klaus
Dräger berichtet über den Stand der Re-
visions-Verhandlungen und die geplan-
ten Veränderungen.

Von Klaus Dräger*

Das Europäische Parlament hat am 11.
Mai 2005 mit einer Mehrheit von 355 zu
272 Stimmen und 31 Enthaltungen Än-
derungsanträge zum Vorschlag der
Kommission zur Revision der EU-Ar-
beitszeitrichtlinie beschlossen.Bericht-
erstatter für das Europäische Parla-
ment war der spanische Sozialdemokrat
Alejandro Cercas. Für den sog. „Cer-
cas“-Bericht mit seinen Änderungsvor-
schlägen stimmte eine Große Koalition
von Sozialdemokraten (PSE), Grünen
(V-ALE) sowie Teilen der Konservativen
(PPE-DE) und Liberalen (ALDE). Ver-
tritt die Mehrheit der Europaparlamen-
tarier nun einen „ausgewogenen Kom-
promiss“, oder unterstützt sie Kommis-
sion und Rat beim Schleifen sozialer
Schutzstandards? Noch ist die Richtli-
nie nicht verabschiedet, und um diese
Frage beurteilen zu können, ist ein Blick
auf die jeweiligen Positionen der betei-
ligten Akteure und Institutionen not-
wendig.

Streitpunkt „Opt-out“

Die Europäische Kommission will, gin-
ge es nach ihrem eigenen Revisionsvor-
schlag, das individuelle „Opt-out“ (d.h.
die Überschreitung der maximalen wö-
chentlichen Durchschnittshöchstar-
beitszeit von 48 Stunden per indivi-
dueller Vereinbarung weiter erhalten.In
Betrieben ohne bestehende Kollektiv-
vereinbarung oder ohne anerkannte Ar-
beitnehmervertretung soll das indivi-

duelle „Opt-out“ (auf deutsch übersetzt
bedeutet „opt-out“ so viel wie „Option
für den Ausstieg“, rül) mit bestimmten
Einschränkungen weiterhin gelten. Für
viele Kleinunternehmen und „gewerk-
schaftsfreie“ Betriebe würden unhalt-
bare Zustände wie in Großbritannien
also weiter gehen.

Darüber hinaus will die Kommission
erreichen, dass das „Opt-out“ auch
durch Kollektivverträge genutzt wer-
den kann, um Wochenarbeitszeiten von
mehr als 48 Stunden zu vereinbaren.
Genau dies sieht bereits das seit dem 1.
Januar 2004 geltende neue deutsche Ar-
beitszeitgesetz für das Gesundheitswe-
sen und die Pflegedienste vor. Bis zum
31. Dezember 2005 sollen Gewerk-
schaften (ver.di) und Arbeitgeber Tarif-
verträge oder Betriebsvereinbarungen
über längere Arbeitszeiten (einschließ-
lich Bereitschaftszeiten) auf Basis des
„Opt-outs“ abschließen können. Mit ei-
nem allgemeinen „Opt-out“ per Tarif-
vertrag kämen die Gewerkschaften und
Arbeitnehmervertretungen noch zu-
sätzlich unter Druck. Entweder sie
unterzeichnen „Opt-out“-Vereinba-
rungen, oder sie werden von den Unter-
nehmerverbänden nicht mehr als Ver-
tragspartner anerkannt. Die Kom-
mission liefert den Arbeitgebern
damit einen kräftigen Knüppel,
um Arbeitszeitverlängerung
durchzuprügeln.

Das Europäische Parlament
fordert dagegen, das „Opt-
out“ 36 Monate nach Inkraft-
treten der geänderten Arbeits-
zeitrichtlinie gänzlich abzu-
schaffen. Auf Basis des „Opt-
outs“ geschlossene Arbeitsverträge
sollen danach noch maximal ein Jahr
gelten dürfen – insgesamt also eine
Übergangsfrist von vier Jahren bis zur
endgültigen Abschaffung dieser Aus-
nahmeregelung. Die Linksfraktion im
Europäischen Parlament wiederum for-
derte eine schnellere Abschaffung des
„Opt-outs“ (bis 2008), unterstützt aber
die Position des Parlaments zur Ab-
schaffung des „Opt-outs“ mit aller
Kraft.

Angriff Nr. 1: Flexibilisierte 

Jahresarbeitszeit

Die Europäische Kommission will den
Mitgliedstaaten ermöglichen, per Ge-
setz oder Verordnung den Bezugszeit-
raum für die Messung der durch-
schnittlichen wöchentlichen Arbeits-
zeit generell auf zwölf Monate auszu-
dehnen. Nach der geltenden EU-Ar-

beitszeitrichtlinie ist dies nur auf Basis
von Kollektivvereinbarungen möglich.
Regierungen könnten so an den Ge-
werkschaften vorbei erheblich größere
Spielräume zur Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten im Unternehmerinteresse
schaffen.

Das Europäische Parlament will zwar
die bisherige Regelung zu Kollektivver-
einbarungen beibehalten. Aber seine
Mehrheit will den Mitgliedstaaten die
Möglichkeit einräumen, durch Gesetze
und Verordnungen den Bezugszeitraum
auf zwölf Monate für jene Bereiche aus-
zuweiten, deren Beschäftigte keiner ta-
rifvertraglichen Regelung oder Be-
triebsvereinbarung unterliegen.

Dafür stellt es zwei Bedingungen: Er-
stens müssen die Beschäftigten vor der
Einführung oder Änderung entspre-
chender Arbeitszeitregelungen infor-
miert und angehört werden – mitbe-
stimmen können sie also nicht.Zweitens
soll der Arbeitgeber Maßnahmen er-
greifen, um mögliche Risiken der Ar-
beitszeitorganisation für die Gesund-
heit und Sicherheit der Arbeitnehmer
zu vermeiden.Wenn diese aus Sicht der
Belegschaften unzureichend sind – wel-

che Rechte und Einfluss-
möglichkeiten haben

diese dann?
Diese schwa-

chen Bedingun-
gen errichten
keine ernsthaf-
ten Hindernisse
für die Unter-

nehmensleitun-
gen, ihren Willen

bei der Einführung
oder Veränderung fle-

xibler Arbeitszeitorgani-
sation voll durchzusetzen. Die Unter-
nehmerverbände könnten bestehende
Betriebsvereinbarungen und Tarifver-
träge zu Jahresarbeitszeitkonten kün-
digen und dann die (wahrscheinlich
schlechteren) Bedingungen nutzen, die
neue Gesetze und Verordnungen als
Mindeststandards verankern.

Angriff Nr. 2: Bereitschaftszeiten

Der Europäische Gerichtshof hat in bis-
lang drei Urteilen (SIMAP 2000, Jäger
2003,Pfeiffer 2004) verfügt,dass am Ar-
beitsplatz verbrachte Bereitschaftszei-
ten voll als Arbeitzeit bewertet werden
müssen.Ferner müssen Ausgleichsruhe-
zeiten unmittelbar im Anschluss an eine
Arbeitsperiode mit Bereitschaftszeiten
gewährt werden. Der Gerichtshof hat
dabei die bestehenden Bestimmungen

Angriff auf die EU-Arbeitszeitrichtlinie

Europäische Kommission und Europäisches
Parlament wollen Schutzstandards aufweichen
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der EU-Arbeitszeitrichtlinie dahinge-
hend ausgelegt, was unter den Begriff
der Arbeitszeit fällt und was nicht. Die
Urteile stärkten die Position der Be-
schäftigten im Gesundheitswesen und
Rettungsdiensten.

Die Europäische Kommission schlägt
vor,bei Bereitschaftszeiten zwischen ei-
nem aktiven und einem inaktiven Teil zu
unterscheiden. Als aktiver Teil gilt,
wenn auf ausdrückliche Aufforderung
durch den Arbeitgeber Arbeitstätigkeit
verrichtet wird. Der „inaktive“ Teil soll
nicht als Arbeitszeit gewertet werden.
Die Gewährung von Ausgleichsruhezeit
soll bis zu 72 Stunden (d.h. sieben Ar-
beitstage) aufgeschoben werden kön-
nen.

Damit werden nicht nur die Entschei-
dungen des Europäischen Gerichtshofs
auf den Kopf gestellt.Die Neudefinition
der Bereitschaftszeit widerspricht auch
z.B. der geltenden EU-Richtlinie
(2002/15/EG) über die Arbeitszeit von
Personen, die Fahrtätigkeiten im Be-
reich des Straßentransports ausüben.
Dort wird Bereitschaftszeit definiert als
Zeitraum, in dem der Arbeiter nicht frei
über seine Zeit verfügen kann und sich
am Arbeitsplatz bereithalten muss, um
normale Arbeitstätigkeit aufzunehmen.
Diese Bereitschaftszeit wird nach die-
ser Richtlinie vollständig als Arbeitszeit
gewertet.

Auch das Europäische Parlament
übernimmt die Unterscheidung der
Kommission zwischen einem aktiven
und einem „inaktiven“ Teil der Bereit-
schaftszeit. Zwar soll auch der inaktive
Teil als Arbeitszeit gelten. Durch Kol-
lektivverträge oder Gesetze und Verord-
nungen der Mitgliedstaaten soll dieser
„inaktive Teil“ aber „besonders ge-
wichtet“ werden können. Dies könnte
zum Beispiel heißen, dass acht Stunden
„inaktiver“ Bereitschaftszeit nur als
zehn Minuten, als eine Stunde oder voll
als Arbeitszeit gewertet werden. Die
Ausgleichsruhezeit soll „nach“ (follo-
wing) einer Arbeitsperiode mit Bereit-
schaftsdienst gewährt werden, in Über-
einstimmung mit den entsprechenden
gesetzlichen oder kollektivvertrag-
lichen Bestimmungen. „Nach“ ist eine
sehr unbestimmte Zeitspanne – sind das
zehn Minuten, eine Stunde, zwei Wo-
chen? Die inakzeptablen 72 Stunden des
Kommissionsvorschlags erscheinen
hiergegen noch als konkret.

Geht es nach dem Europäischen Par-
lament, dann erhält auch die Bundesre-
gierung ein Instrument an die Hand, die
mühsam erstrittene Neuregelung des
deutschen Arbeitszeitgesetzes wieder
zu kippen oder auf dem Verordnungs-
weg für eine andere Interpretation (An-
rechnungsmodus) zu sorgen. Das
Bundesarbeitsgericht in Deutschland
hatte in seiner Entscheidung vom 18.Fe-
bruar 2003 bekanntlich den Stand-
punkt des Europäischen Gerichtshofs
zur Bewertung von Bereitschaftszeiten

Die geltende EU-Arbeitszeitrichtlinie
hat das erklärte Ziel, den „Schutz der
Arbeitnehmer vor den nachteiligen
Auswirkungen einer übermäßigen Ar-
beitsdauer, unzureichender Ruhezei-
ten oder einer unregelmäßigen Ar-
beitsorganisation auf ihre Gesundheit
und Sicherheit zu gewährleisten.“ Sie
wurde 1993 verabschiedet und enthält
folgende EU-weit geltende Mindest-
vorschriften:
• eine Mindestruhezeit von elf zu-
sammenhängenden Stunden pro 24-
Stunden-Zeitraum;
• eine Ruhepause bei einer täglichen
Arbeitszeit von mehr als 6 Stunden;
• eine Mindestruhezeit von 24 Stun-
den pro Woche;
• eine durchschnittliche maximale
Wochenarbeitszeit von 48 Stunden
einschließlich der Überstunden;
• einen bezahlten Jahresurlaub von
vier Wochen;
• eine durchschnittliche maximale
Nachtarbeitszeit von 8 Stunden pro
Tag.

Ferner legt die Richtlinie fest, dass die
Wochenarbeitszeit über einen Bezugs-
zeitraum von 4 Monaten gemessen
wird. Im Durchschnitt dieser 4 Mona-
te darf die Wochenarbeitszeit demnach
48 Stunden nicht überschreiten. In ei-
ner einzelnen Woche kann die wö-
chentliche Arbeitszeit aber bis auf 78
oder sogar 89 Stunden ausgedehnt
werden! Abweichend davon kann der
Bezugszeitraum auf 6 oder 12 Monate
erweitert werden, sofern dies durch
Tarifverträge oder Betriebsvereinba-
rungen geregelt wird. Damit hat die
bestehende Richtlinie das Tor für Ar-
beitszeitflexibilisierung im Interesse
der Unternehmer weit geöffnet. Es
kann wochen- oder monatsweise er-
heblich länger als 48 Stunden gear-
beitet werden,wenn später Phasen mit
kürzerer Wochenarbeitszeit einge-
schoben werden. Die 48 Stunden-Wo-
che und der 8-Stundentag als Norm
wurden bereits durch die ILO-Kon-
vention C1 von 1919 eingeführt – also
vor 86 Jahren!

Zusatzinfos

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie: viele Ausnahmen, schwache Regeln

Dokumente

EU-Arbeitszeitrichtlinie (2003/88/EG): http://europa.eu.int/comm/ employment_social/
labour_law/directives_de.htm#7. %20%20Arbeitszeit
Änderungsvorschlag der Kommission KOM 2004-607 endg.: http://europa.eu.int/comm/employ-
ment_social/labour_law/index_de.htm
Bericht des Europäischen Parlaments A6-0105-2005: http://www2.europarl.eu.int/omk/sipa-
de2?PROG=REPORT&SORT_ORDER=D&S_REF_A=%25&LEG_ID=6&COM_ID=814&NAV=X&
L=DE&LEVEL=0&SAME_LEVEL=1

Arbeitnehmer können durch eine
„freiwillige“ schriftliche Versicherung
erklären, dass sie auf den Mindest-
schutz durch die Richtlinie bezüglich
der Begrenzung der maximalen Wo-
chenarbeitszeit auf 48 Stunden ver-
zichten. Artikel 22 der Arbeitszeit-
richtlinie ermöglicht so ein indivi-
duelles „Opt-out“, ein generelles Aus-
scheren aus der Norm.
Die Opt-out Regelung wird vor allem
von Großbritannien flächendeckend
genutzt.Vier Millionen Erwerbstätige
arbeiten dort im Durchschnitt länger
als 48 Stunden pro Woche. Dies sind
700 000 mehr als im Jahr 1992, bevor
die EG-Richtlinie verabschiedet wur-
de. Rund 1 Million arbeiten wöchent-
lich sogar länger als 60 Stunden. Hin-

zu kommt ein weit verbreiteter Miss-
brauch des „Opt-outs“. Ein Drittel al-
ler Erwerbstätigen, die eine entspre-
chende Erklärung unterschrieben hat-
ten, bestreiten, dass dies freiwillig ge-
schah. Und zwei Drittel aller Beschäf-
tigten, welche im Durchschnitt länger
als 48 Wochenstunden arbeiten, be-
haupten, ihnen sei von ihrem Arbeit-
geber erst gar keine entsprechende Er-
klärung zur Unterschrift vorgelegt
worden. – Außer Großbritannien nut-
zen Malta und Zypern das „Opt-out“
branchenübergreifend. Luxemburg
ermöglicht das „Opt-out“ branchen-
bezogen für das Hotel- und Gaststät-
tengewerbe.Für die Gesundheitsberu-
fe tun dies Spanien, Frankreich und
Deutschland.

Was besagt das „Opt-out?“

Zum Weiterlesen:

Frank Lorenz/Günter Schneider (Hg.):Vertrauensarbeitszeit,Arbeitszeitkonten,
Flexi-Modelle. Konzepte und betriebliche Praxis; VSA-Verlag, Hamburg 2005
Klaus Pickshaus,Horst Schmitthenner,Hans-Jürgen Urban (Hg.): Arbeiten ohne
Ende.Neue Arbeitsverhältnisse und gewerkschaftliche Arbeitspolitik; VSA-Ver-
lag, Hamburg 2001 (mit CD-ROM)
Matthias Eberling,Volker Hielscher, Eckart Hildebrand, Kerstin Jürgens: Pre-
käre Balancen. Flexible Arbeitszeiten zwischen betrieblicher Regulierung und
individuellen Ansprüchen, edition sigma, Berlin 2004
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übernommen. Als Reaktion auf diese
Urteile ist in Deutschland zum 1. Janu-
ar 2004 ein neues Arbeitszeitgesetz in
Kraft getreten. Es bestimmt wenigstens
im Grundsatz, dass Bereitschaftszeiten
bei der wöchentlichen (48 Stunden) und
täglichen (acht bzw. zehn Stunden)
Höchstarbeitszeit anzurechnen sind.

Die Tarifgemeinschaft deutscher
Länder mahnt bereits, dass im Bereit-
schaftsdienst in Krankenhäusern allge-
meine Visiten oder das Schreiben von
Berichten als „inaktive“ Bereitschafts-
zeit gelten müssen – und damit nicht als
Arbeitszeit! Auch außerhalb des Ge-
sundheitswesens könnte normale Ar-
beitszeit als „inaktive“ Bereitschafts-
zeit umgedeutet werden – z. B. Warte-
zeiten von Kellnerinnen,Servicekräften
usw.

Sozialpolitische „Rolle Rückwärts“?

Sozialpolitische Mindestvorschriften
der EU spiegelten bisher zwar meist nur
den kleinsten gemeinsamen Nenner
zwischen Mitgliedstaaten mit hohem
und solchen mit niedrigem Sozial-

schutzniveau wider. Doch es bestand
stets ein partei- und länderübergreifen-
der Konsens, dass das europäische Min-
destschutzniveau im Geiste des sozialen
Fortschritts anzuheben sei, wenngleich
dies meist nur langsam und in kleinsten
Schritten geschah.Damit ist es nun vor-
bei. Die EU-Institutionen wollen den
Rückwärtsgang einlegen. Das ist eine
historische Wende in der EU-Politik.

Die Europäische Kommission ist fest
entschlossen, die ohnehin schwachen
Mindeststandards der EU-Arbeitszeit-
richtlinie zu schleifen. Das Europäische
Parlament schlägt einen Tauschhandel
vor: Abschaffung des „Opt-outs“ gegen
Zugeständnisse zur weiteren Flexibili-
sierung der Arbeitszeiten und Aushebe-
lung der EuGH-Urteile. Insofern
kommt es der Kommission in entschei-
denden Punkten bereits weit entgegen.

Sowohl die Europäische Kommission
als auch eine starke Blockademinder-
heit um Großbritannien im Europäi-
schen Rat sind gegen die Abschaffung
des „Opt-outs“. 10 Mitgliedstaaten –
Österreich, Großbritannien, Deutsch-

land, Italien,Litauen,Polen,Malta,Slo-
wenien und die Slowakei – wollen das
„Opt-out“ uneingeschränkt erhalten.
Nur Frankreich, Griechenland und Bel-
gien wollen es abschaffen.

Unter der ausgehenden luxemburgi-
schen EU-Ratspräsidentschaft kam es
im Juni 2005 zu keiner Einigung im Rat
der Arbeits-, Sozial- und Gesundheits-
minister über die angestrebte Revision
der Arbeitszeitrichtlinie. Im Sommer
übernimmt Großbritannien den Rats-
vorsitz und wird erst recht jede Ab-
schaffung des „Opt-outs“ torpedieren.

Europaabgeordnete von New Labour,
welche mit der Mehrheit des Parlaments
für die Abschaffung des „Opt-outs“ ge-
stimmt hatten, haben bereits erklärt,
dass sie dies nur aus taktischen Grün-
den taten.Für sie kam es darauf an,dass
vor allem die Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten und die Aushebelung der
EuGH-Urteile vom Parlament mitge-
tragen werden. In den nächsten Ver-
handlungsrunden zwischen Parlament,
Rat und Kommission bis zur Zweiten
Lesung der Veränderung der Arbeits-

Arbeitzeitverlängerung bei gleichem
Monatsgehalt ist schlicht Lohnsen-
kung.Durch längere Arbeitszeiten pro-
duzieren die Unternehmen mehr Güter
und Dienstleistungen, die sie wegen
der schlechten Lohnentwicklung und
schwachen Binnennachfrage aber
nicht absetzen können. Längere Ar-
beitszeiten führen so über kurz oder
lang zu höherer Arbeitslosigkeit.

Allseits wird auf demografische Ent-
wicklung verwiesen: die EU-Bevölke-
rung wird bis 2050 älter und schrumpft
zugleich. Dies erfordert aber, dass jun-
ge wie ältere Menschen gesund und fit
bis zur Rente im Erwerbsleben bleiben
können. Mehr Stress („Flexibilität“)
und wirtschaftliche Unsicherheit ver-
schärfen eher die Probleme des demo-
grafischen Wandels.

Die EU muss die Qualität der Arbeit
fördern und ihr wieder ein menschli-
ches Maß geben. Dies beinhaltet um-
fassenden Schutz vor physischer und
psychischer Überlastung, ergonomi-
sche Mindeststandards und persön-
lichkeitsfördernde Arbeitsinhalte, die
Stärkung kollektiver Mitbestim-
mungsrechte und von Beteiligungs-
rechten der einzelnen Beschäftigten
über Lage und Verteilung der Arbeits-
zeit. (…)

Die Mehrheit der Bevölkerung in den
15 „alten“ EU- Mitgliedstaaten
wünscht kürzere Wochenarbeitszeiten
– im Durchschnitt 34,5 Stunden. Nach
Angaben des Statistischen Amtes der
EU betrug im Durchschnitt der EU-25
die tatsächliche wöchentliche Arbeits-
zeit (einschließlich Überstunden) der

Vollzeitbeschäftigten 40,2 Stunden.
Selbst das ist deutlich weniger als die
in der geltenden EU-Arbeitszeitricht-
linie vorgesehene maximale Wochenar-
beitszeit von 48 Stunden.

Die maximale Wochenarbeitszeit
muss deshalb in Richtung der tatsäch-
lichen Arbeitszeiten abgesenkt wer-
den. Für die „Wirtschaft“ ist dies kei-
ne zusätzliche Belastung – die Men-
schen arbeiten ja schon weniger Wo-
chenstunden.Bei kürzeren und lebens-
gerechteren Arbeitszeiten arbeiten sie
auch effektiver und produktiver.

Die Änderung der Arbeitzeitrichtli-
nie muss einen neuen EU-Arbeits-
zeitstandard schaffen:

Die maximale Wochenarbeitszeit ist
in einem ersten Schritt nach oben dras-
tisch zu begrenzen werden (z.B. auf 42
Wochenstunden);

Alle „Anreize“ (bei Steuern, Lohn-
nebenkosten usw.) für prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse müssen ab-
geschafft werden;

Teilzeit muss als substanzielle, ge-
schützte Teilzeitarbeit (15 -25 Wochen-
stunden) gestaltet werden – für alle,die
Teilzeit wollen;

Voll- und Teilzeitarbeit müssen im
Hinblick auf Karrierechancen, Stun-
denentgelte, Sozialleistungen, Weiter-
bildung usw. gleichgestellt werden.

(…) Die EU muss Kurs nehmen auf
kürzere Arbeitszeiten und bessere Ver-
einbarkeit von Erwerbs- und Privatle-
ben. Kurzfristig geht es darum, das
Opt-out abzuschaffen, die Urteile des
Europäischen Gerichtshofs zu Bereit-
schaftszeiten konsequent umzusetzen
und jede Abschwächung der Schutz-

standards der Arbeitszeitrichtlinie zu
verhindern!

Zum Weiterlesen

Jürgen Peters/Horst Schmitthenner
(Hg.): Gute Arbeit. Menschengerechte
Arbeitsgestaltung als gewerkschaftli-
che Zukunftsaufgabe, VSA-Verlag,
Hamburg 2003

Steffen Lehndorff: Weniger ist mehr.
Arbeitszeitverkürzung als Gesell-
schaftspolitik, VSA-Verlag, Hamburg
2001

Joachim Beerhorst/Hans-Jürgen Ur-
ban: Handlungsfeld europäische Inte-
gration. Gewerkschaftspolitik in und
für Europa, VSA-Verlag, Hamburg
2005

Frank Bsirske u.a. (Hg.): Es ist Zeit.
Logbuch für die ver.di Arbeitszeitini-
tiative,VSA-Verlag, Hamburg, 2004

Frank Bsirske u.a. (Hg.): Perspektive
neue Zeitverteilung. Logbuch 2 der
ver.di Arbeitszeitinitiative, VSA-Ver-
lag Hamburg, 2005

André Brie MdEP: Eine alternative
Agenda für Vollbeschäftigung, Brüssel
2002; http://www.pds-europa.de/do-
kumente/studien/index.htm?&bs=13

Material der PDS-Delegation in der
konföderalen Fraktion der Vereinten
Europäischen Linken/Nordische Grü-
ne Linke (GUE/NGL) zur Revision der
EU-Arbeitszeitrichtlinie.

Flyer: Arbeiten bis zum Umfallen? Der
Angriff auf die EU-Arbeitszeitrichtli-
nie, 8 Seiten,im Internet: www.pds-eu-
ropa.de oder gedruckt bestellen bei der
Bundesgeschäftsstelle der PDS.

Es geht auch anders: Ein neuer EU-Arbeitszeitstandard



BDI-Präsident verteidigt Flä-
chentarifvertrag. FR, Sa., 2.7.
BDI-Präsident J. Thumann stellt
sich hinter Flächentarifvertrag, Tarif-
autonomie und Betriebsverfassungsge-
setz. „Da haben wir doch große Erfolge
mit erzielt, das hat zur Stabilität beige-
tragen.“ Vorgänger M. Rogowski hatte
vor zwei Jahren erklärt,man müsse Flä-
chentarifverträge verbrennen und das
Betriebsverfassungsgesetz dazu.Der Vi-
zepräsident des Maschinenbau-Ver-
bandes, D. Klingelnberg, kritisiert Thu-
mann: „Wenn Arbeitsplätze erhalten
werden können, muss es möglich sein,
vom Flächentarifvertrag abzuwei-
chen.“ Auch Thumann hob hervor, der
Flächentarifvertrag müsse weiter aus-
gebaut werden. Aber „bitte innerhalb
des Flächentarifvertrages.“ Auch zwei-
stufigen Tarifverträgen, bei denen ein
Basislohn zwischen den Tarifkontra-
henten und Zuschlägen auf Betriebs-
ebene verhandelt werden, erteilte der
BDI-Chef eine klare Absage. Er deute-
te an, dass er bei seinen Kollegen D.
Hundt (BDA) und M.Kannegiesser (Ge-
samtmetall) anecken könne.

„Russland hat all das, was wir nicht ha-
ben (Energie) und braucht all das, was
wir haben (Ausrüstungen).“ HB,
Fr./Sa., 24./25.6. Der Ost-Ausschuss der
deutschen Wirtschaft warnte im Falle
eines Regierungswechsels vor einer Ab-
kühlung der deutsch-russischen Bezie-
hungen. „Ich sehe derzeit eine Umge-
wichtung von Prioritäten“, sagte Vorsit-
zender K. Mangold mit Blick auf eine
mögliche CDU-Regierung. Außenpoli-
tiker der Union hatten erklärt, bei Re-
gierungsübernahme ein kritischeres
Verhältnis zu Moskau anzustreben. T.
von Heydebreck,Vorstand im Ost-Aus-
schuss und Vorstandsmitglied der Deut-
schen Bank sagte, es sei keine Selbst-
verständlichkeit, dass man in Russland
eine Präferenz für Deutschland habe.
Er bezog sich dabei auf das russische
Angebot, deutsche Firmen an der Öl-
und Gaserschließung in Russland zu be-
teiligen. Briten und Franzosen stünden
bereit, in die Lücke zu stoßen, die von
den Deutschen gelassen werde.

Ostfirmen schlagen Alarm. HB, Mi., 6.7.
Der Verband innovativer Unternehmen
(VIU) hat Bundeswirtschaftsminister W.
Clement vorgeworfen, durch Kürzun-
gen beim Forschungsprogramm Inno-
Watt die Zukunft innovativer Unter-
nehmen in Ostdeutschland zu gefähr-
den.Betroffen sind vor allem kleine und
mittelgroße Firmen.VIU-Chef H. Fuchs
sagte, mindestens tausend hochqualifi-
zierte Fachkräfte und Ingenieure könn-
ten abwandern, wenn die Kürzungen
nicht zurückgenommen werden. Nach
Angaben des Verbands wurden die
Mittel kurzfristig von ursprünglich ge-
planten 96,5 Mill. Euro auf 85,4 Mill.
Euro gekürzt. Presseauswertung: rst 
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Wirtschafts-

pressezeitrichtlinie wird also Druck auf das
Parlament aufgebaut, in punkto „Opt-
out“ nachzugeben. Ob der vom Parla-
ment geforderte Tauschhandel demnach
überhaupt eine Chance hätte, ist sehr
fraglich. Und selbst wenn er erfolgreich
wäre, käme immer noch eine deutliche
Schwächung der bestehenden Richtli-
nie dabei heraus.

Wenn die Vorschläge zur Verlängerung
des Bezugszeitraums auf zwölf Monate
in der einen oder anderen Form durch-
kommen, dann sind ohnehin sehr viel
längere Wochenarbeitszeiten als 48
Stunden möglich. Schon jetzt kann auf
Basis des Standard-Bezugszeitraums
von vier Monaten die Arbeitszeit in ei-
ner einzigen Woche auf bis zu 78, und
unter bestimmten Bedingungen sogar
auf 89 Stunden ausgeweitet werden.
Das Hauptinteresse der Unternehmer-
verbände liegt in der Durchsetzung des
„atmenden Unternehmens“: Arbeits-
zeiten nach Auftragslage. Eine allge-
meine 60-Stunden-Woche will kaum ein
Unternehmen bezahlen – aber eben die
Möglichkeit haben, bei geringeren Kos-
ten die Belegschaften mal 65 Stunden
oder mal 35 Stunden pro Woche arbei-
ten zu lassen. Mit allgemeinen Jahres-
arbeitszeitkonten sind überlange Ar-
beitszeiten auch ohne das „Opt-out“ be-
quem zu erreichen.

So leistet die europäische Ebene im
Wesentlichen Schützenhilfe für die
Kampagne von Unternehmern und Re-
gierungen, längere und flexiblere Ar-
beitszeiten in den Mitgliedstaaten
durchzudrücken. In Frankreich atta-
ckiert die bürgerliche Regierung die 35-
Stunden-Woche. In der Bundesrepublik
sind Arbeitszeitverlängerungen nicht
nur bei Beamten und Lehrern im öf-
fentlichen Dienst an der Tagesordnung.
Die noch amtierende rot-grüne Bundes-
regierung will die Arbeitszeiten noch
flexibler machen. Die Opposition von
CDU/CSU und FDP fordert generell
längere Arbeitszeiten.

Im Sommer 2004 setzte Siemens die
40-Stunden-Woche in zwei Betrieben
durch und vermeldete im November
2004 einen Rekordgewinn in Milliar-
denhöhe. Dieses Beispiel hat inzwi-
schen Schule gemacht – nicht nur bei
Großkonzernen wie Daimler Chrysler,
General Motors, Karstadt usw., sondern
auch in vielen mittelständischen Unter-
nehmen in Deutschland. In vielen EU-
Staaten gibt es vergleichbare betriebli-
che „Pakte zur Standortsicherung“,
welche die Belegschaften zu längeren
und flexibleren Arbeitzeiten, zu Abstri-
chen bei Entgelten und sonstigen Leis-
tungen gezwungen haben (concession
bargaining). Nahezu alles, was die eu-
ropäische Arbeiterbewegung seit 1919
in punkto Begrenzung der Arbeitszeiten
erreicht hat, ist zur Disposition gestellt
und bereits ein gehöriges Stück zurück
gedrängt worden.

Hinzu kommt: Arbeitzeitverlänge-

rung bei gleichem Monatsgehalt ist
schlicht Lohnsenkung. Dieser soziale
Rückschritt wird von den EU-Institu-
tionen mit der einlullenden Formel von
der „neuen Balance zwischen Flexibi-
lität und sozialer Sicherheit“ schönfär-
berisch verbrämt. (…)

In Deutschland wäre schon mal ein
Anfang gemacht, wenn die „üblichen
Verdächtigen“ ihre Antennen auf
„Empfang“ ausrichteten. Konkret zur
Arbeitszeitrichtlinie könnte das bedeu-
ten:

Über die Vorschläge von Kommission,
Rat und Europäischem Parlament breit
informieren und aufklären – in der Ge-
werkschaftslinken, Sozialverbänden
und -initiativen, Erwerbslosenbewe-
gung und globalisierungskritischer Be-
wegung wie auch in den Gewerkschaf-
ten selbst. Geeignete Foren gibt es ge-
nug: z.B. das Erfurter Sozialforum vom
21.-24. Juli 2005, Tagungen der Ge-
werkschaftslinken, der gewerkschafts-
politische Kongress der PDS im Okto-
ber usw.

Die offenkundigen Zusammenhänge
und Wechselwirkungen zwischen den
Attacken auf europäischer Ebene (Ab-
senkung des EU-Mindestschutznive-
aus) und den Auseinandersetzungen auf
nationaler, regionaler und betrieblicher
Ebene herstellen (z.B. deutsche Debat-
te zur Arbeitszeitverlängerung,betrieb-
liche „Standortpakte“, Öffnungsklau-
seln in Tarifverträgen in Metall- und
Elektroindustrie und anderen Sektoren,
Tarifvertrag im öffentlichen Dienst bei
Bund und Kommunen, Tarifausein-
andersetzung mit den Ländern, Situa-
tion im Gesundheitswesen, Sonder-Ta-
rifvertrag Krankenhäuser und Pflege-
einrichtungen usw.).

Die bestehenden Kontakte zu kriti-
schen Gewerkschaften,Gewerkschafts-
linken und sozialen Bewegungsnetz-
werken auf europäischer Ebene nutzen,
um zu gemeinsamen Positionen und Ver-
abredungen zur EU-Arbeitszeitrichtli-
nie zu gelangen. Bezüglich der Dienst-
leistungsrichtlinie wurde mit dem ESF
in London und Demonstration am 19.
März in Brüssel bereits erfolgreich ein
Anfang gemacht. Jetzt könnte man sich
vornehmen, sowohl im ESF als auch im
EGB (über die nationalen Gewerk-
schaftsverbände und Gewerkschafts-
linke usw.) die Arbeitszeitrichtlinie als
zweites Widerstandsthema ebenbürtig
hochzuziehen.

Mit einer schnellen Verabschiedung
der veränderten Richtlinie ist aufgrund
der Blockade im Rat und der europäi-
schen Großwetterlage nach dem fran-
zösischen „Nein“ nicht zu rechnen. Das
gibt uns Zeit, auf eine Veränderung der
Kräfteverhältnisse hinzuwirken.

* Klaus Dräger ist Mitarbeiter der Konföderalen
Fraktion der Vereinten Europäischen
Linken/Nordische Grüne Linke (GUE/NGL) im
Europäischen Parlament und im Beirat der EU-
AG von Attac Deutschland
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Wenden und drei Mal links
abbiegen

Oskar Lafontaine trat in Suhl
gemeinsam mit PDS-Wahl-

kampfchef Bodo Ramelow auf
Premiere am Wochenende in Thüringen:
Beim ersten gemeinsamen Wahlkampf-
auftritt von PDS und WASG stellten
sich Oskar Lafontaine und PDS-Wahl-
kampfchef Bodo Ramelow potenziellen
Wählern in Suhl (…) 

Deutschland sei in einer bisher nie da
gewesenen Situation,betonte Lafontai-
ne in Suhl. Die großen Parteien hätten
keine eigenen Programme mehr, die
würden ihnen von den Wirtschaftsver-
bänden vorgeschrieben und enthielten
nur alte Hüte,die er schon aus seiner Ju-
gendzeit kenne. Da sei eine Kraft nötig,
die weiteren Sozialabbau verhindert.
Das sei die Zeit einer neuen Linken.

Wie wolle die denn „diesen Mist be-
seitigen“, wollte Elisabeth Pfestorf,
Mitglied einer Selbsthilfegruppe von
Hartz-IV-Betroffenen,wissen.Die neue
Linke, deren Ideen im Volk schon ange-
kommen seien, werde nicht an die Re-
gierung kommen, sondern indirekt und
mittelbar wirken, versicherte ihr La-
fontaine. Das habe übrigens schon be-
gonnen. »Weil wir da sind, ändern die
anderen plötzlich ihre ganzen Pro-
gramme.« Das sei aber unglaubwürdig,
weil SPD und Grüne sieben Jahre lang
das Gegenteil getan hätten. Wer die
Wähler so verhöhne, der gehöre abge-
wählt.

Ziehe die Linke mit 40 oder 60 Abge-
ordneten in den Bundestag ein, trauten
sich die anderen viele soziale Gemein-
heiten nicht mehr, glaubt Lafontaine.

Freiheit, das heiße auch Freiheit von
Hartz IV, weil Menschen in existenziel-
len Nöten nicht frei seien.

Ramelow rief bei dieser Gelegenheit
dazu auf, im Wahlkampf zwischen dem
„Superblock der Reichen“ und der Lin-
ken gemeinsam eine „rotes Stoppsig-
nal“ zu setzen. Die Konservativen
brauchten gegenüber den aktuellen
Umfragewerten nur zwei Prozentpunk-
te zu verlieren dann sei Schwarz-Gelb
nicht mehr möglich, rechnete Lafontai-
ne vor.Vergesst nicht,die kleinen Unter-
nehmer mit ins Boot zu nehmen,die mit
Knebelverträgen kaputt gemacht wer-
den, forderte ein Zuhörer, der sich als
Selbstständiger vorstellte.

Auch in Suhl blieb Lafontaine die
Frage nach den „Fremdarbeitern“ nicht
erspart. Geduldig erläuterte er erneut
die Zusammenhänge und gab zu, einen
Fehler gemacht zu haben. Ohne die
Adressaten beim Namen zu nennen for-
derte er aber: „Man darf sich als Linker
nicht in die Kampagne der Gegner ein-
spannen lassen.“ Vielmehr gelte es,den-
jenigen zu schützen, der einmal einen
Fehler gemacht hat.

Um gesamtdeutsche Politik machen

zu können, müsse sich die PDS öffnen
und neu organisieren, forderte Rame-
low.Bei ihr liege die Verantwortung,ge-
meinsam mit der WASG und vielen an-
deren ein kraftvolles Gegengewicht ge-
gen die Sozialstaatsdemontage zu
schaffen. Die Podiumsdiskussion wer-
tete er als ersten gemeinsamen Wahl-
kampfauftritt, der deutlich macht:
„Wir gehen zusammen.“ In Suhl sei das
Linksbündnis schon halb verwirklicht,
betonte Peter Weiß von der WASG und
auch die Thüringer Landessprecherin
der Wahlalternative, Simone Fichtmül-
ler, versicherte im FRIZ: „Wir stehen
hinter diesem Bündnis.“
Neues Deutschland, 11.07., gekürzt

Die PDS Niedersachsen hat die ersten
Listenplätze aufgestellt:
1 Diether Dehm, 2 Dorothée Menzner 
3 Herbert Schui, 4 Kreszentia Flauger 
5 Maren Kaminski, 6 Achim Bigus 
7 Marianne König,8 Martin Heilemann 
9 Agnes Hasenjäger 

Mit übergroßer Mehrheit hat die PDS
Sachsen die Namensänderung be-
schlossen und heißen jetzt „Linkspar-
tei.PDS Landesverband Sachsen.Spit-
zenkandidatin die Katja Kipping. Auf
Platz 2 steht der Bremer Wirtschafts-
wissenschaftler und WASG-Mitgrün-
der Axel Trost. Die Zwickauer DGB-
Chefin Sabine Zimmermann ist auf
Platz 3 und die Mitgründerin der Grü-
nen Monika Knoche auf Platz 7.

Auf Platz 5 und 6 kommen die beiden
ehemaligen Bundestagsabgeordneten
Barbara Höll und Ilja Seifert.

Die PDS Sachsen-Anhalt wählte Petra
Sitte auf Platz 1 der Landesliste. Auf
Platz 2 wurde Jan Korte gewählt, Ka-
trin Kunert auf Platz 3 und der ehema-
lige Fraktionsvorsitzende Roland Claus
auf Platz 4.
Weitere Landesparteitage finden an
folgenden Terminen statt:
16. Juli: Baden-Württemberg, Hessen,
Saarland.
Am 17. Juli findet der Bundesparteitag
der PDS in Berlin statt.
24. Juli: Schleswig-Holstein, Rhein-
land-Pfalz und Niedersachsen.
30./31. Juli: Hamburg, NRW; Mecklen-
burg-Vorpommern, Thüringen, Bran-
denburg.

Antrag an den Landesparteitag der
PDS Baden-Württemberg am 16.7.05
Für eine offene, demokratische und so-
lidarische Gesellschaft Wir stellen fest,
dass die PDS Baden-Württemberg bzw.
nach einer Umbenennung der Landes-
verband der Linkspartei in Baden-
Württemberg,am Ziel einer offenen,de-
mokratischen und solidarischen Ge-
sellschaft festhält und sich gegen alle
Formen des Rassismus,Faschismus,der

Diskriminierung und Benachteiligung
in unserer Gesellschaft wendet.

Wir sind der Auffassung, dass alle
Menschen, die ihren Lebensmittel-
punkt dauerhaft in Deutschland haben,
gleiche politische Rechte brauchen,ins-
besondere das Wahlrecht. Alle Diskri-
minierungen im Alltag, in der Bildung,
im Arbeitsleben und in der Ausübung
ihrer Kultur müssen beseitigt werden.
Arbeitslosigkeit kann man nicht be-
kämpfen durch das Schüren von Res-
sentiments gegen Zugewanderte. Ab-
schottung unserer Gesellschaft sichert
nicht den Wohlstand, sondern fördert
die Repression im eigenen Land. Wir
wollen, dass verfolgte Menschen in un-
serem Land Schutz und Asyl finden.Wir
wenden uns gegen alle Äußerungen und
gegen jede Politik, welche die Ausgren-
zung und Diskriminierung von Zuge-
wanderten verharmlost, billigend in
Kauf nimmt oder als politisches Mittel
einsetzt.

Wir sind der Auffassung, dass staatli-
che Normen die Unverletzlichkeit der
Person und ihrer Lebenssphäre respek-
tieren müssen.Die Menschenrechte und
Grundrechte, die in der Verfassung und
in der UN-Charta niedergelegt sind,
müssen gesichert bleiben. Daher wen-
den wir uns gegen jede Aufweichung
des Folterverbots und lehnen jede Ver-
harmlosung von Folter und Folteran-
drohung ab.

Wir erinnern daran, dass das Verbot
der Ausbürgerung durch den deutschen
Staat im Artikel 16 Grundgesetz aus
den schrecklichen Erfahrungen des
Hitlerfaschismus entstanden ist. Wir
sind der Auffassung,dass dieses Grund-
recht nicht angegriffen oder verwässert
werden darf.

Ebenso lehnen wir jede Diskriminie-
rung homosexueller Lebensformen
oder kultureller Unterschiede ab und
lehnen ab, dass diskriminierende An-
spielungen im Wahlkampf gegen politi-
sche Gegner eingesetzt werden.

Schließlich sind wir der Meinung,
dass eine populistische Politik, die mit
Wörtern und Ressentiments spielt, we-
der gerechtfertigt ist noch zum Erfolg
führen kann. Im Gegenteil würden vie-
le Menschen, die aus Gerechtigkeits-
sinn die PDS gewählt haben und die
neue Linkspartei und das Bündnis von
PDS und WASG unterstützen wollen,
abgeschreckt würden, wenn wir wegen
eines scheinbaren Vorteils unsere
Grundsätze aufgeben.

Wir fordern unsere Kandidatinnen
und Kandidaten im Wahlkampf und
unsere gewählten Abgeordneten auf,
sich eindeutig in diesem Sinne zu einer
offenen, demokratischen und solidari-
schen Gesellschaft zu äußern und sich
auch so zu verhalten.
Antragstellerinnen und Antragsteller:
Ulrike Küstler u.a.
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„Sie haben unscheinbare Namen:
Blackstone, KKR, Carlyle, Lone Star,
Terra Firma, Apax, Cinven, Investcorp,
Permira. Sie nennen sich ‚Finanzinves-
toren‘ in New York, Houston und Lon-
don. Man kennt sie kaum, aber sie ha-
ben eins gemeinsam: viel,viel Geld.Und
mit diesem Geld krempeln sie die deut-
sche Wirtschaft um. Sie kaufen Unter-
nehmen, ‚verschlanken‘ sie und verkau-
fen sie nach kurzer Zeit wieder oder ver-
wandeln sie in Aktiengesellschaften –
mit hohem Gewinn.

Siemens-Nixdorf, Telenorma, MTU,
Gerresheimer Glas,Dynamit Nobel,Ro-
denstock, Celanese, Minimax, Demag,
ATU Autoteile Unger, Debitel, Tank &
Rast, Duales System Deutschland: die-
se und viele andere Unternehmen in
Deutschland wurden in den letzten Jah-
ren von solchen Finanzinvestoren in
Deutschland aufgekauft und teilweise
schon wieder verkauft. Tausende von
Arbeitsplätzen gehen verloren.“

So begann im Mai 2005 in der IG-
Metall-Mitgliederzeitung „metall“ ein
Aufsatz über neue US-Finanzinvesto-
ren, Überschrift: „Die Plünderer sind
da“,Verfasser: Werner Rügemer, Publi-
zist und Lehrbeauftragter an der Uni-
versität Köln.

Die nationalistische Wortwahl des
Verfassers („Finanzinvestoren aus
Amerika schlachten deutsche Unter-
nehmen aus“, „Wie Mücken saugen sie
aus den Betrieben das Geld … Leidtra-
gende sind die Menschen“), von der Re-
daktion der „metall“ noch zugespitzt
durch ein Titelbild, das eine Mücke im
gestreiftem Anzug, mit Aktenkoffer,
US-Hut und Euros in den Augen zeigt,
hat der kurz vorher von SPD-Chef Mün-
tefering angestoßenen Debatte um die-
se neuen Finanzinvestoren noch mehr
Publizität verschafft. Seitdem geht das
Unwort von den „Heuschrecken“ um –
ohne dass daraus bisher irgendetwas
Praktisches gefolgt wäre.

Finanzinvestoren oder „strategische

Investoren“?

So aufgeregt seitdem die Debatte ist, so
ungenau ist sie auch. Im Berliner Abge-
ordnetenhaus etwa griffen CDU und
FDP den rot-roten Senat und die ihn
tragenden Parteien nach Münteferings
„Heuschrecken“-Vergleich mit einer
boshaften Fragestunde an. Der Berliner
Senat hatte vor Monaten mehrere tau-
send Wohnungen, die bis dahin im Lan-
desbesitz waren, an eine US-Invest-
mentgruppe verkauft. Ob der Senat
Münteferings „Heuschrecken“-Vor-
wurf teile und wie er dann solche Ge-
schäfte mit solchen Vorwürfen an die
gleiche Sorte Firmen vereinbaren kön-

ne, wollten CDU und FDP wissen. Der
PDS-Abgeordnete Benny Hoff antwor-
tete: Erstens seien die US-Investoren,
die die Berliner Wohnungen gekauft ha-
ben, keine Finanzinvestoren, sondern
langfristige Investoren, die ihr Geld auf
viele Jahre in den Mietwohnungen an-
gelegt,den Mietern Sicherheit und Kün-
digungsschutz vertraglich zugesichert
hätten. Zweitens sei für ihn sowohl die
pauschale Kritik an Finanzinvestoren

als „Heuschrecken“ wie auch deren um-
standslose Rechtfertigung „anti-auf-
klärerisch“ und falsch. Recht hat er.

Wie pauschal die Debatte geführt
wird, zeigt schon allein die Gleichset-
zung von allen Investoren, auch lang-
fristigen Investoren, mit der speziellen
Gruppe der Finanzinvestoren.„Investo-
ren“ in Firmen sind alle Personen oder
Firmen, die ihr Geld in einem Unter-
nehmen anlegen, um eine Rendite zu er-
zielen. „Strategische“ oder langfristige
Investoren sind dabei solche, die ihr
Geld langfristig, also in der Regel län-
ger als fünf Jahre anlegen. Finanzinves-
toren dagegen legen, wie schon der
Name sagt, ihr Geld aus kurzfristigen
finanziellen Überlegungen in einem
Unternehmen an.

Auch wenn zwischen beiden „reinen“
Typen in der Wirklichkeit jede Menge

Grauzone und Übergänge bestehen, ist
diese Unterscheidung doch wichtig.
„Strategische Investoren“ haben ein
Interesse an neuen und erfolgreichen In-
vestitionen des Unternehmens, in das
sie sich eingekauft haben, weil das den
Wert ihrer Anteile steigert. Finanzin-
vestoren dagegen schlachten die in der
Firma vorhandenen finanziellen Reser-
ven (Patente, Grundstücke, Immobilien
usw.) in der Regel sofort aus. Investitio-
nen interessieren sie nur, wenn dadurch
der angestrebte Verkaufspreis für das
Unternehmen kurzfristig steigt,und die
Aufnahme neuer Kredite durch das von
ihnen erworbene Unternehmen ist ih-
nen ein Gräuel. Der schon genannte

Aufsatz in „metall“
schildert solche Fälle –
Einstiege von Finanzin-
vestoren in Unterneh-
men, bei denen am Ende
nicht selten finanziell
ausgenommene oder
ganz stillgelegte Firmen
übrig blieben. Alle diese
Fälle sind vorgekommen,
kein einziger der in
„metall“ geschilderten
Beispiele wird von
irgendwem bestritten.

Typisches Beispiel für
„strategische Investo-
ren“ war früher die deut-
sche Hausbank – mal
klein in Gestalt der Spar-
kasse oder Raiffeisen-
bank und ihrer Anteile
an einem mittelständi-
schen Unternehmen, mal
riesengroß wie die Deut-
sche Bank und ihrer An-
teile an DaimlerChrysler
und anderen Unterneh-
men. Die Kritik an Un-
beweglichkeiten, am
„Filz“ der „Deutschland
AG“, ihren Überkreuz-
Aufsichtsratsmandaten
der immer gleichen Ban-
ker und Manager war

deshalb lange ein Hauptangriffspunkt
der Befürworter der Zulassung von Fi-
nanzinvestoren in Deutschland. Partei-
politisch vertreten wurde diese Rich-
tung vor allem durch die FDP und in den
Unionsparteien durch Leute wie den
langjährigen Fraktionsvorsitzenden
Merz, der inzwischen als Anwalt eines
solchen Hedge Fonds offenbar in den
Vorstand der Deutschen Börse aufstei-
gen wird.Aber auch Finanzminister Ei-
chel in der SPD war einer ihrer Förde-
rer.

Als typisches Beispiel für das Agieren
eines „Finanzinvestors“ gilt dagegen
die eben genannte Deutsche Börse AG.
Als der britische Hedge-Fond TCI dort
als Aktionär einstieg, vereitelte er die
Übernahme der Londoner Börse durch
die Deutsche Börse und erzwang statt-
dessen, dass das für die Übernahme an-

Streit um Hedge Fonds und „Private Equity Fonds“

Unruhe an den Finanzmärkten
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gesammelte Geld an die Aktionäre aus-
geschüttet wurde.

„Private Equity Fonds“

„Private Equity Fonds“ sind, auf
deutsch übersetzt, „private Vermögens-
fonds“. „Privat“ meint dabei nicht pri-
vate Vermögen im Gegensatz zu staat-
lichen.Geschäftsfeld der „Private Equi-
ty Fonds“ ist vielmehr der Kauf und Ver-
kauf privater, nicht börsengehandelter
Firmen. Sie sind – mit einem wichtigen
Unterschied – im Grunde eine neue Art
von Banken.Sie „organisieren“ und „fi-
nanzieren“ im Bereich kleiner und mitt-
lerer Unternehmen Betriebsübergänge,
wenn z.B.der alte Eigentümer stirbt und
ein Erbe nicht da ist oder die Firma nicht
übernehmen will, oder wenn ein „Ma-
nagement buy-out“ (MBO) zu finanzie-
ren ist, weil das Management den alten
Eigner ausbezahlen und das Unterneh-
men fortführen will.

In zwei wichtigen Punkten allerdings
unterscheiden sich diese Fonds von
Banken. Erstens unterliegen sie nicht
der Bankenaufsicht und damit auch
nicht den Risiko- und Sicherungsvor-
schriften für Kredite, wie sie z.B. im
„Basel II“-Abkommen aller Notenban-
ken weltweit vorgeschrieben sind. Das
ermöglicht solchen Fonds, ihre Kredite
billiger anzubieten als gewöhnliche
Banken, oder zum gleichen Zins, aber
mit höherer eigener Rendite. Beides
macht „Private Equity Fonds“ interes-
sant – für Geldanleger wie für Leute

(Firmen, Manager), die von ihnen Geld
leihen wollen.

Zweitens operieren Private Equity
Fonds ebenso wie Hedge Fonds im
Unterschied zu Banken in der Regel mit
wenig eigenem Geld. Ihre Finanzie-
rungstechnik besteht darin, mit viel ge-
liehenem Geld zum Beispiel Firmen zu
kaufen. Die Zinsen auf das Fremdkapi-
tal werden dabei aus der übernomme-
nen Firma besichert und aus deren Er-
trag gedeckt. Ergebnis dieser Operatio-
nen ist dann oft, dass die eben über-
nommene Firma binnen kurzem enorme
Schulden aufhäuft.Die Zinskosten drü-
cken das Ergebnis, die übernommene
Firma zahlt keine Steuern mehr oder
häuft Verlustvorträge an – so dass fak-
tisch auch noch irgendein Finanzamt
am Ende das Geschäft subventioniert.
„Sobald ein Unternehmen von einem
Finanzinvestor übernommen wird,wird
es bis über die Halskrause verschuldet.
So stark, dass es die Zinsen gerade noch
tragen kann und die Nulllinie
schrammt. Wo kein Gewinn übrig ist,
muss auch keine Steuer gezahlt werden.
Mit dem – auch wegen der steuerlichen
Absetzbarkeit – billigeren Fremdkapi-
tal hebeln die Finanzinvestoren die
Rendite auf ihr eingesetztes Eigenkapi-
tal nach oben.Den Gewinn,wenn sie das
so gepäppelte Unternehmen verkaufen,
vereinnahmen die in Steueroasen an-
sässigen Fonds ebenfalls steuerfrei.“
(Financial Times Deutschland, FTD,
30.5.05)

Dass sich solche Unternehmen in den
letzten Jahren in der Bundesrepublik
breit machen konnten, wird in Fach-
kreisen mit dem seit langem beklagten
Marktversagen der großen privaten
Banken (Deutsche Bank, Dresdner
Bank, Commerzbank) begründet. Auf
der Jagd nach maximalem „Sharehol-
der Value“ haben sich die großen Pri-
vatbanken fast ganz aus dem Kreditge-
schäft mit kleinen und mittleren Unter-
nehmen zurückgezogen. Die Margen
dort sind ihnen schlicht zu klein.
„Deutschlands Banken wollten nicht
länger die größten Finanziers der
Unternehmen sein.Wenn sich diese aber
das Kapital an den Märkten beschaffen,
wird das Leben unbeständiger und er-
barmungsloser. Vielen ist mulmig …“
(FTD, 13.5.05)

Ihr Fazit: „Die traditionellen Finan-
zierungsformen sind in Deutschland zu-
sammengebrochen. Jedenfalls funktio-
nieren sie so schlecht, dass massenhaft
Neueinsteiger hereinstoßen.“ Private
Equity Firmen seien nicht typisch für
den Kapitalismus, aber ein Krisen-
symptom. „Sie sind aber nicht nur
Symptom, sie verstärken noch die Ten-
denz zur Investitions- und Wachstums-
schwäche“. (FTD, 10.5.05)

Zwei Tage später antwortet ein Ver-
treter der Private-Equity-Branche. Pri-
vate-Equity-Unternehmen hätten auch
ihre guten Seiten, schreibt er. Sie er-
möglichten alten Eigentümern,ihre Fir-
ma trotz stagnierender Märkte und ge-

„Die Aufseher und

Regulierer müssen

sich des Themas

annehmen“
Bundesbank, BIZ und Wirt-

schaftspresse zum Thema 

„Hedge Fonds“

„Warum gibt es Hedge Fonds? In Zeiten
unsicherer Aktienmärkte und niedriger
Renditen der Staatsanleihen suchen In-
vestoren nach gewinnbringenden Alter-
nativen … Das Hedging entstand 1870
bis 1880, als sich Investoren in Folge der
zunehmenden Globalisierung und In-
dustrialisierung gegen Zins- und Wäh-
rungsrisiken absichern wollten. Ur-
sprünglich waren Hedge Fonds zur Ri-
sikoabsicherung von Wertpapierposi-
tionen konzipiert worden …“
(Financial Times Deutschland, 13.5.05)

„Aus Aufsichtsgesprächen und Prüfun-
gen wissen wir, dass die Banken im Be-
reich des Risikomanagements große
Fortschritte erzielt haben. Das ist auch
notwendig, da die Dynamik der Märkte
ungebremst ist. Ein Indiz dafür liefert
das Vordringen der Hedge Fonds. …
Hedgefonds verwalten derzeit schät-

zungsweise 1 Billion US-Dollar und ha-
ben im Vergleich zu ‚normalen‘ Sonder-
vermögen sehr weite Handlungsspiel-
räume. Sie können durch ihr Handeln
die Effizienz der Kapitalmärkte erhö-
hen … Das Riskante an diesen Fonds ist,
dass sie zur Renditeerzielung hohen Le-
verage (deutsch: Hebelwirkung. Ge-
meint ist der hohe Einsatz von Fremd-
kapital durch die Fonds, d.Verf.) einge-
hen dürfen und – noch wichtiger – teil-
weise auf exotischen Märkten tätig
sind,deren Liquidität gering ist.Aus Ri-
sikosicht beruhigt, dass deutsche Ban-
ken an Hedgefonds typischerweise nur
auf weitgehend besicherter Basis verge-
ben. Außerdem sind nur wenige deut-
sche Institute in Geschäfte mit diesen
Sondervermögen involviert … Unbe-
stritten ist aber, das aus diesen Sonder-
vermögen Risiken erwachsen können –
siehe LCTM. Die Aufseher und Regulie-
rer müssen sich deshalb des Themas an-
nehmen …“
(Edgar Meister, Mitglied des Vorstands
der Deutschen Bundesbank, Vortrag
beim 6. Norddeutschen Bankentag, Lü-
neburg, 1. Juli 2005)

„Ein umfassendes Bild von der Hedge
Fonds Branche zu zeichnen, ist ange-
sichts der herrschenden Datenlage
praktisch unmöglich. Hedge Fonds

unterliegen nicht den gleichen Ver-
pflichtungen zur Offenlegung wie an-
dere für Privatanleger verfügbaren An-
lageinstrumente, z.B. Investmentfonds.
Infolgedessen lassen sich Informationen
über Hedge Fonds hauptsächlich aus ei-
ner Anzahl kommerzieller Datenban-
ken gewinnen, die Daten enthalten, die
von den Fonds freiwillig zur Verfügung
gestellt werden, vermutlich in dem Be-
streben, ihre Erfolge in der Öffentlich-
keit bekannt zu machen …“
(Patrick McGuire, Eli Remolona, Kos-
tas Tsatsaronis, Zeitvariable Engage-
ments und Hebelwirkung bei Hedge
Fonds, Aufsatz im BIZ-Quartalsbericht
März 2005)

„Weltgrößter Hedge Fonds attackiert
TCI. Man-Group-Chef kritisiert Vorge-
hen bei der Deutschen Börse.Verhalten
fördert Skepsis der Kunden.

Der Hedge Fonds TCI gerät wegen sei-
nes Vorgehens bei der Deutschen Börse
in die Kritik aus dem eigenen Lager. ‚Es
fördert nicht gerade den Verkauf von
Hedge-Fonds-Produkten, wenn ein
kleiner Fonds wie TCI den großen, bö-
sen Jungen markiert“, sagte Stanley
Fink, Chef des Hedge Fonds Man Group
Lt, dem Handelsblatt in London. TCI-
Chef Chris Hohn hatte den Widerstand
gegen die Pläne der Deutschen Börse or-
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ringen Wachstums zu einem „akzepta-
blen Verkaufspreis“ loszuschlagen.Völ-
lig ausnehmen würden sie die von ihnen
übernommenen Firmen auch nicht,
schließlich wollten sie diese am Ende
wieder verkaufen.„Diese Transaktions-
struktur funktioniert natürlich nicht
oder nicht so einfach, wenn das Unter-
nehmen stark investieren muss, um den
Anschluss an die Wettbewerber zu hal-
ten“, räumt der Leserbriefschreiber
aber ein. (FTD, 12.5.05)

„Hedge Fonds“

„Hedge“ ist englisch und bedeutet ei-

gentlich „Schutz,Hecke“.
In Wirklichkeit schützen
„Hedge Fonds“ heute vor
allem sich selbst – vor
Kontrollen. Trotzdem
oder gerade deshalb
boomt die Branche. Die
Gesamtmenge aller von
Hedge Fonds verwalteten
Vermögen stieg von ca.
180 Milliarden Dollar
(1995) auf heute ca. 1.000
Milliarden Dollar. Zur
Verdeutlichung: Dieser
Betrag reicht aus, um alle
30 größten DAX-Unter-
nehmen in Deutschland
zu kaufen und die näch-
sten 650 nächstkleineren,
börsennotierten Unter-
nehmen gleich dazu.

Die meisten Hedge Fon-
des handeln mit Aktien und Anleihen
und versuchen, die Rendite z.B. durch
Kauf unterbewerteter Aktien und pa-
rallelen Verkauf überbewerteter Aktien
zu steigern. Durch Verkauf gewaltiger
geliehener Aktienpakete und anschlie-
ßendem Rückkauf profitieren sie von
selbst bewirkten Kursstürzen. Viele
handeln auch mit ungewöhnlichen An-
lagen bis hin zu Wetten auf die Wetter-
entwicklung. Inzwischen wird ihnen –
ob zu Recht oder zu Unrecht, ist offen –
sogar erhebliche Mitverantwortung am
Anstieg der Ölpreise, sogar der Kaffee-
preise und an Problemen einzelner gro-

ßer Konzerne vorgeworfen. Wie unan-
genehm diese Fonds selbst für große
Konzerne werden können, musste bei-
spielhaft für viele andere Fälle kürzlich
auch der Siemens-Konzern feststellen:
Als er eine österreichische Firma über-
nehmen wollte, die geplante Übernah-
me aber vorzeitig publik wurde, kaufte
sich prompt ein Hedge Fonds in den
Übernahmekandidaten mit einer
Sperrminorität ein und verlangte sofort
einen deutlich höheren Preis.

Gründe für den Boom der Branche

Der Grund für den allgemeinen, seit
mehreren Jahren anhaltenden Boom so-
wohl der Hedge Fonds wie der „Private
Equity“-Branche wird im einen enor-
men weltweiten Überschuss an Anlage
suchendem Geldkapital gesehen. Der
Zins auf zehnjährige US-Staatsschuld-
papiere lag 1988 bei fast 9% – heute liegt
er bei knapp  4%.In Europa fiel der glei-
che Zinssatz von knapp 6% im Jahr 1988
auf heute etwa 3%, in Japan von 4 auf
nur noch ca. 1%. Dieses enorme Über-
angebot von Geld – privaten Vermögen,
Konzerngewinnen, die vorübergehend
oder dauerhaft nicht in neue Sachin-
vestitionen fließen, arabischen Ölgel-
dern,aber auch privaten Versicherungen
jeder Art, von privaten Renten- und
Krankenversicherungen in den USA bis
zu deutschen Lebensversicherungen –
sucht nach verzinster Anlage.Allein die
privaten US-Pensionsfonds sollen laut
OECD 8.000 Milliarden Dollar verwal-

ganisiert, die London Stock Exchange
(LSE) zu übernehmen. Die Börse muss-
te ihr Vorhaben unter dem Druck der von
dem spekulativen Fonds mobilisierten
Aktionäre aufgeben. … Institutionelle
Investoren fragen sich, ob sie in Leute
investieren, die später möglicherweise
einmal Gegner sein werden.“ 
(Handelsblatt, 27.6.05)

„Schweizer UBS stärkt das Geschäft
mit Hedge Fonds. Die Schweizer Groß-
bank UBS organisiert sich um. Der
weltgrößte Vermögensverwalter gab ge-
stern bekannt, dass der bisherige Chef
der Investmentsparte John Costas künf-
tig eine Hedge Fond Einheit aufbauen
soll, die den Namen Dillon Red Ma-
nagement trägt … Hedge Fonds sind we-
nig regulierte Anlagepools und für
Händler und Investmentbanker interes-
sant, weil sie gute Verdienstmöglichkei-
ten bieten. Allerdings kann diese Anla-
geform auch sehr riskant sein … Costas
selbst hatte im Handelsblatt kürzlich
ein ‚dramatisches Wachstum‘ für alter-
native Anlageformen wie Hedge Fonds
und Private Equity Fonds vorhergesagt.
‚Versierte Privatkunden und institutio-
nelle Investoren wie Pensionsfonds ver-
langen solche Anlageformen,deren Ent-
wicklung weder am Aktien- noch am
Anleihemarkt hängt.“

(Handelsblatt, 1./2./3.7.05)
„Hedge Fonds verunsichern die Anleger.
Vor allem Profis sind beunruhigt und se-
hen im Fall einer Schieflage Probleme
auf die weltweiten Finanzmärkte zu-
kommen. Das ist das Ergebnis einer
Umfrage bei knapp 700 privaten und in-
stitutionellen Investoren … Schieflagen
entstehen, wenn sich die Fonds verspe-
kulieren und Geld nachschießen müs-
sen, da sie auf Kredit aufgenommen ha-
ben.Eine Kettenreaktion droht über die
Hebelwirkung von Derivaten,aber auch
durch einen Rückzug der Investoren …
Bei den Professionellen schätzt ein
Drittel die aktuelle Wahrscheinlichkeit
für eine Schieflage mit mehr als 70 Pro-
zent sehr hoch ein. Über die Hälfte der
Anleger fürchtet bei Finanzschwierig-
keiten eines Hedge Fonds Probleme für
die Märkte in aller Welt.“ … 

Weit über die Hälfte der Befragten
rechnet mit sinkenden Kursen bei Ak-
tien und Unternehmensanleihen gerin-
ger Bonität,falls ein Hedge Fonds in eine
Schieflage geraten sollten. Gewinner
könnten demnach einige Staatsanlei-
hen solider Schuldner und Rohstoffe
wie Gold sein.Wie stark so eine Schief-
lage die Märkte bewegt, erfuhren Anle-
ger vor sieben Jahren. Im Herbst 1998
organisierte die US-Notenbank aus
Furcht vor einer negativen Kettenreak-

tion an den Börsen eine Rettungsaktion,
bei der Investmentbanken 3,65 Milliar-
den Dollar zahlten,um den Fonds LCTM
vor dem Zusammenbruch zu bewahren.
Inzwischen verwalten 8.000 Hedge
Fonds mit über einer Billion Dollar
mehr als dreimal so viel Geld wie da-
mals. Das Risiko wird noch verschärft,
weil die Fonds zuletzt stark auf Kredit
spekuliert haben … setzen die Fonds für
100 eigene Dollar durchschnittlich 48
Dollar auf Pump ein.“
(Handelsblatt, 14.6.2005)

„Viele Hedge Fonds kämpfen mit
schlechten Renditen.Spekulationen um
die Schieflage mehrerer großer Fonds
sorgten im Mai für Turbulenzen an den
Finanzmärkten.Laut dem Branchenbe-
obachter Hedge Fund Research liegen
die Anbieter seit Anfang 2004 mit
durchschnittlich 1,9 Prozent im Minus.
Einige Hedge Fonds sollen sich mit Kre-
ditderivaten des US-Autobauers Gene-
ral Motors verspekuliert haben. In an-
deren Fällen verfolgen viele Spieler die-
selben Ansätze und zerstören sich damit
gegenseitig Gewinnchancen. Zudem
fehlen Trends an den Finanzmärkten,
auf die die Hedge Fond setzen könnten.“
(Financial Times Deutschland, 21.6.05)

„Große Hedge Fonds verlangen Kon-

Von links nach rechts: Entwicklung der kurzfristigen
(3-Monats-Kredite) und der langfristigen (10 Jahres-
Staatspapiere) Zinsen in den USA, in der Euro-Zone
und in Japan. Gegenüber 1988 sind die Zinsen welt-
weit auf ein historisches Tief gefallen, ein Indiz für ei-
nen großen Überschuss von Anlage suchendem Geld
auf den internationalen Finanzmärkten. Entnommen
aus: 75. Jahresbericht der Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ), Basel, Juni 2005, Seite 98.
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trolle. Citigroup, Gartmore und Man
Group plädieren für mehr Regulierung.
Etablierte Anbieter würden von stren-
geren Vorschriften profitieren. … ‚Ich
glaube, dass weltweite Regeln nötig
sind, und ich bin für eine gute Regulie-
rung‘, sagte Tanya Styblo Beder, Vor-
standschefin des neuen Citigroup Hed-
ge-Fonds Tribeca … Damit gesellen sich
erstmals Mitglieder der Branche zu der
wachsenden Zahl derer, die eine konse-
quentere Aufsicht über die von SPD-
Parteichef Müntefering als ‚Heuschre-
cken‘ gebrandmarkten Hedge Fonds
verlangen. Montag hatten sich die Bank
für Internationalen Zahlungsausgleich
sowie die Bank of England kritisch über
die Branche geäußert, zuvor bereits die
Europäische Zentralbank sowie die
Deutsche Bundesbank. Ähnlich wie
auch US-Notenbankchef Alan Green-
span bemängelt die Britische Zentral-
bank die mangelnde Transparenz von
Hedge Fonds … .Wir ziehen Regulierung
vor,weil sie die Cowboys aus dem Markt
treibt, sagte kürzlich Man-Chef Stanley
Fink der FTD. Fink kritisierte nament-
lich den Konkurrenten TCI, der Deut-
sche-Börse-Chef Seifert zum Rücktritt
gedrängt hatte …

Die bisher weitgehend unregulierten
Hedge Fonds wetten sowohl auf fallen-
de wie auf steigende Kurse. Ihren Sitz

haben sie oftmals auf den Cayman Is-
lands oder den Bermudas, wo sie relativ
unbehelligt agieren können. Die meis-
ten der rund 8.000 Hedge Fonds handeln
mit Aktien und Anleihen … Die Invest-
mentbank Credit Suisse First Boston
schätzt, dass weltweit ein Drittel des
täglich gehandelten Aktienvolumens
auf Hedge Fonds zurückgeht …“
(Financial Times Deutschland, 29.6.05)

„Schröder wirft Hedge-Fonds
Preistreiberei vor …Bundeskanzler
Gerhard Schröder beschuldigt interna-
tional tätige Hedge-Fonds, die Ölpreise
in die Höhe zu treiben. In einem Vorbe-
reitungspapier für den G8-Gipfel hieß
es gestern: „Die meisten Hedge-Fonds
haben für 2005 auf steigende Preise ge-
setzt und können nicht zurück, wollen
sie nicht hohe Verluste erleiden.“ Als ei-
nen Beleg führen die Fachleute des
Kanzleramtes an, dass die Investment-
bank Goldman Sachs im Februar einen
Preis von bis zu 105$ pro Barrel Rohöl
für möglich gehalten habe.Derzeit pen-
delt der Preis um 60$ … Nach Ansicht
der Regierung ist zumindest ein Teil des
Preises finanzmarktgetrieben, auch
wenn der überwiegende Anteil am
Preisanstieg der vergangenen Jahres
vor allem auf eine höhere Nachfrage in
den schnell wachsenden Volkswirt-

schaften wie China zurückzuführen
sei.“
(Financial Times Deutschland, 7.7.05)

„Hedge Fonds droht strengere Regulie-
rung.Der Ruf nach einer weltweiten Re-
gulierung von Hedge Fonds wird immer
lauter. Bundeskanzler Schröder wird
sich beim laufenden G-8-Gipfel in
Schottland für mehr Transparenz der
Hedge Fonds einsetzen. Damit hat
Schröder nach Auffassung des Bundes-
verbands privater Banken erst ‚ein
Steinchen ins Rollen‘ gebracht.Der Ver-
band forderte gestern eine Regulierung
der Hedge Fonds,um Risiken für Unter-
nehmen und Anleger einzugreifen …
Die Debatte um die Regulierung von
Hedge Fonds wird weltweit intensiv ge-
führt. Grund ist das starke Wachstum
der mittlerweile rund 8.000 Fonds mit
einem Volumen von rund 1.000 Mrd.
Dollar. … Der Präsident der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin), Jochen Sanio, hatte Hedge
Fonds als ‚schwarze Löcher des Weltfi-
nanzsystems bezeichnet. Er schätzt die
Chancen einer weltweiten Regulierung
nicht sonderlich hoch ein. Einige Län-
der zeigten bislang keine Bereitschaft,
weltweit verbindliche Regeln für Hed-
ge Fonds zu entwickeln.“ 
(Handelsblatt, 7.7.05) •

ten. Etwa 8% davon ist in Hedge-Fonds
und ähnlich riskanten Papieren ange-
legt, vermutet die OECD (FTD, 30.5.05)

Dieses Überangebot an Anlage su-
chendem Geldkapital drückt weltweit
die Zinsen – und diese sinkenden Zin-
sen auf Anleihen, verbunden mit dem
Rückgang der Aktienkurse seit dem
Ende der IT-Blase an den Börsen, trei-
ben Banken,Versicherungen und priva-
te Geschäftsleute in immer riskantere
Anlagen.

Mögliche Gegenmaßnahmen

Es gibt sicher noch viele weitere Grün-
de für das rasche Anwachsen der „Pri-
vate Equity Branche“ und der Hedge-
Fonds. Aber einige Schlussfolgerungen
drängen sich dennoch auf. Zum Bei-
spiel: Bevor sich solche „Heuschrecken“
oder Finanzinvestoren breit machen
konnten, bedurfte es verschiedener Ge-
setze, die ihnen den Weg frei machten –
Gesetze, die sowohl von der schwarz-
gelben Vorgängerregierung wie auch
von der noch regierenden rot-grünen
Regierung verabschiedet wurden. Eines
davon ist das Steueränderungsgesetz
2000. Seit dem 1.1.2000 sind Erlöse aus
dem Verkauf von Firmen oder Firmen-
anteilen steuerfrei.Würde diese Steuer-
befreiung für Gewinne aus dem Verkauf
von Firmen oder Firmenanteilen wieder
aufgehoben, würde sicher so manches
dubiose Geschäft der letzten Monate
unterbleiben.

Auch die konsequente Besteuerung

von Kursgewinnen auf Aktien – z.B.
durch Verlängerung der einjährigen
Spekulationsfrist auf 10 Jahre wie bei
Immobilien – oder die Wiedereinfüh-
rung der von Waigel abgeschafften Bör-
senumsatzsteuer würde diese neue Sor-
te Geschäftemacherei erheblich redu-
zieren.

Beides wird aber derzeit noch nicht
einmal diskutiert. In der SPD, so ist zu
hören, werden bisher nur Stimmrechts-
beschränkungen für kurzfristige Inve-
storen (die in anderen OECD-Ländern
bereits bestehen) diskutiert oder schär-
fere Meldepflichten beim Kauf größerer
Aktienpakete. (Welt am Sonntag,
19.6.05)

Auch die Beschränkung des Handels
mit Hedge Fonds-Anteilen steht nicht
zur Debatte. Hat doch die Bundesregie-
rung erst Anfang 2004 den Handel mit
Anteilen von solchen Fonds, die keiner
Bankenaufsicht unterliegen, gestattet.
Dabei fordern inzwischen sogar große
Versicherungen wie der Vorstand der Al-
lianz, dass für Hedge Fonds und Priva-
te Equity Fonds, wenn sie schon wie
Banken agierten, auch die Sicherheits-
und Reservevorschriften gelten sollen,
die weltweit für Banken im Basel-II-
und anderen Abkommen festgelegt
sind.

Es wird also spannend sein, wie lange
diese Fonds ihr Privileg gegenüber den
regulären Banken noch verteidigen
können.

Grundsatzfrage im Hintergrund: Private

oder gesetzliche Sozialversicherung?

Wobei im Hintergrund der Diskussion
um Hedge Fonds und Private Equity
Fonds noch eine weitere, große Frage
mitschwingt: Soll die gesellschaftliche
Entwicklung weiter in Richtung Abbau
der gesetzlicher Sicherungen getrieben
werden, also immer weniger gesetz-
licher Versicherungsschutz gegen Risi-
ken wie Krankheit, Alter, Arbeitslosig-
keit? Sollen immer mehr private Versi-
cherungen und betriebliche Pensions-
fonds wie in den USA an ihre Stelle tre-
ten – zumindest für die gut bis besser
verdienenden Kreise? Dann muss sich
niemand wundern, dass die so aufge-
schatzten Gelder ihre eigene Dynamik
entwickeln, sich Anlage suchen und –
wenn Staatspapiere und Aktien wenig
Rendite bringen – auch in ziemlich ris-
kanten Geschäften.Oder in Geschäften,
die dem gleichen Beschäftigten, der das
Geld auf die Bank getragen hat, seinen
Job im Betrieb rauben.

Wer also mehr private Versicherungen
verlangt wie jetzt CDU/CSU und FDP,
solche Versicherungen mit Steuern und
anderen Gesetzen fördert und gleich-
zeitig die gesetzlichen Sozialversiche-
rungen immer weiter abbaut, der rührt
auch die Werbetrommel für private
Geldanleger – und treibt den Hedge
Fonds die Gelder zu, die diese rendite-
suchend um den Globus jagen.

rül, gst
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Veranstaltungsbericht aus Köln

Linker Dialog 
über die Geschichte 
des Kapitalismus
Der Linke Dialog Köln hatte gemein-
sam mit dem PapyRossa-Verlag Georg
Fülberth, einen profilierten Vertreter
der „Marburger Schule“ von Wolfgang
Abendroth,eingeladen, sein neues Buch
„G Strich – Kleine Geschichte des Ka-
pitalismus“ vorzustellen und mit ihm zu
diskutieren. Zur Veranstaltung am 27.
Juni 2005 in DGB-Haus kamen etwa 60
Kölner Linke und lauschten trotz er-
schwerter akustischer Bedingungen
(natürlich hatte keiner daran gedacht,
das Mikrofon vorher auszuprobieren!)
gebannt dem anderthalbstündigen Vor-
trag. Die sich anschließende Debatte
verlief kontrovers, hofften doch die An-
wesenden, den Kapitalismus nicht nur
erklärt zu bekommen, sondern vor al-
lem Neues über die Chancen seiner
Überwindung zu erfahren.

Bestechend am Vortrag von Georg
Fülberth ist seine Art, sich selbst
schmunzelnd über die Schulter zu
schauen, wenn er Thesen formuliert, die
gewohnte Denkmuster der Linken in
Frage stellen. Er begann mit dem Vor-
schlag, als neue Querschnittsdisziplin
die „Kapitalistik“ einzuführen. Gegen-
stand der Wissenschaft vom Kapita-
lismus solle die Analyse der Auswir-
kungen des Privateigentums an Pro-
duktionsmitteln, der mit seiner Hilfe
bewerkstelligten Gewinnerzielung und
Akkumulation sowie die Erörterung der
Möglichkeiten und Grenzen, der Vor-
und Nachteile des Kapitalismus sein.
Um sich von den vielen Vereinfachun-
gen der Kapitalismus-Kritik abzugren-
zen, fügte Fülberth sogleich hinzu: Als
Kritik lasse sich das erst dann bezeich-
nen, wenn darunter nicht eine Vorab-
Verurteilung verstanden werde. Die
wäre langweilig. Ihm komme es bei die-
ser Erkundung nicht sofort darauf an,
die Welt zu verändern, sondern zu-
nächst, sie zu verstehen.

Wer nun annahm, Fülberth sei zu ei-
nem Apologeten des Kapitalismus mu-
tiert,dem zog er sofort diesen Zahn: Nur
als brotlose Kunst könne die Kapitali-
sitik die nötige Rücksichtslosigkeit auf-
bringen. Sollte sie als offizieller Stu-
diengang etabliert werden, wäre sie
auch schon wieder verhunzt, sobald sie
staatlich genehmigt und finanziert wür-
de. Die Kapitalistik könne für kritische
Geister eine Art innerer Kompass sein,
eine Prüfinstanz gegenüber dem zwar
überhaupt nicht neuen, wohl aber jetzt
noch stärker um sich greifenden Capi-
talistic Mainstreaming in der Wissen-
schaft.

Im Folgenden definierte Fülberth zu-
nächst den Kapitalismus. Anschließend

erläuterte er verschiedene Arten
der Erzielung von Gewinn im Ka-
pitalismus, der von Marx bekannt-
lich als „G Strich“ bezeichnet wor-
den war. Eine Periodisierung der
Geschichte des Kapitalismus nahm
er anhand der unterschiedlichen
Weise vor, nach der Gewinn erwirt-
schaftet wurde.

Die Periode des Neoliberalismus
als des entfesselten Kapitalismus
datierte Fülberth ab 1974,als er zur
hegemonialen Richtung wurde.Die
Analyse der Gegenbewegungen fiel
sehr ernüchternd aus: Mit der
Schwächung der Gesamtarbeiter-
bewegung und dem Untergang des
staatlich organisierten Sozialismus
hörte die in Resten weiter beste-
hende kommunistische Bewegung
in den meisten Ländern auf,eine re-
levante antikapitalistische Kraft
zu sein. Keine der in dieser Periode
entstehenden neuen Bewegungen –
für Umweltschutz, für Frieden oder
Globalisierungskritik – hatte oder
hat eine Überwindung des Kapita-
lismus zum Ziel. Dies sei eine in der Ge-
schichte der industriellen Phase des Ka-
pitalismus völlig neue Situation.

Auf die Frage nach dem Ende des Ka-
pitalismus verwies der Referent auf
zwei theoretische Grundmodelle – den
Transformations- und den Zusammen-
bruchsansatz. Ersterer wurde 1859 von
Karl Marx klassisch formuliert, fünf
Jahrzehnte später von Rudolf Hilfer-
ding unter den Bedingungen der Ent-
stehung des Monopolkapitals ausfor-
muliert und von Lenin 1916 in seiner be-
kannten Schrift „Der Imperialismus als
höchstes Stadium des Kapitalismus“
fortgeschrieben. In dieser Tradition be-
wegte sich die von der KPdSU, der FKP
und der SED entwickelte Überlegung,
dass der staatsmonopolistische Kapita-
lismus durch ein breites Bündnis der
Bevölkerungsmehrheit überwunden
werden könnte.

Der Zusammenbruchsansatz wurde
erstmals von Rosa Luxemburg in ihrem
Buch „Die Akkumulation des Kapitals“
entwickelt, dann von Otto Bauer, Niko-
lai Bucharin, Henryk Grossmann und
1999 von Robert Kurz in seinem
„Schwarzbuch des Kapitalismus fort-
geführt.Alle Zusammenbruchstheorien
hätten sich bisher als irrig erwiesen. Sie
verwechselten den Übergang von einer
Form des Kapitalismus in eine andere
mit einer Endkrise. Für die Annahme,
der Kapitalismus werde sich ökono-
misch selbst zerstören, gebe es keinen
Anhalt. Als „Betriebsweise“ sei er of-
fenbar sehr robust.

Den Transformationsansatz von Marx
griff Joseph A. Schumpeter 1942 in sei-
nem Buch „Kapitalismus, Sozialismus
und Demokratie“ auf. Darin vertrat er
die These, als Betriebsweise sei der Ka-
pitalismus überlebensfähig, gefährdet
sei er aber durch das Entfallen von

außerökonomischen Existenzbedin-
gungen. Fülberth fasste dies als „Falls-
Dann-Bestimmung“ zusammen. Dem-
nach würde der Kapitalismus aufhören
zu bestehen, wenn

1. seine Fortexistenz nicht mehr ver-
einbar ist mit den Interessen der ihn bis-
her tragenden und von ihm hervorge-
brachten Klassen und Schichten
(Schumpeter) und wenn

2. die tragenden Bestandteile einer
anderen Gesellschaft bereits ausgebil-
det sind (Marx).

Dies stellte Fülberth aber gleich wie-
der in Frage, indem er sagte: Ob diese
neue Gesellschaft eine sozialistische
sein wird, sei ebenso wenig ausgemacht
wie dass sie überhaupt entstehen muss
und ob sie in irgendeiner  Weise eine
„bessere“ oder „schlechtere“ sein wird.

Als engagierter Sozialist entließ Fül-
berth sein Publikum aber nicht mit die-
sem „Orakel von Delphi“, sondern gab
folgend Empfehlung: Wie lange es den
Kapitalismus noch geben werde,wissen
wir nicht. Nehmen wir einmal an, er sei
nicht mehr oder weniger dauerhaft als
der Feudalismus. Dann  hätte er noch
fünfhundert Jahre vor sich – im Ver-
gleich zur Vergangenheit und etwaigen
Zukunft menschlicher Gesellschaften
eine eher kurze Frist.

Politik könnte in dieser Zeit darin be-
stehen

1. die Gefahren dieses Gesellschafts-
systems zu blockieren und

2. dafür zu sorgen, dass jene anderen
Potentiale genutzt werden, die sich im
Kapitalismus zur Erleichterung des
menschlichen Lebens bislang entwi-
ckelten.

Peter Bathke
Eine gekürzte Fassung des Artikels ist
in den Lokalberichten Köln veröffent-
licht.
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MINE
17. Juli, Berlin. Außerordentliche Tagung des Parteitags der
PDS zur Statutenänderung, Änderung des Parteinamens.

20. Juli. Berlin. Öffentliches Gelöbnis der Bundeswehr im
Bendler-Block und Gegenaktionen. Näheres www.geloeb-
nix.de

21. bis 24. Juli. Erfurt. Bundesweites Sozialforum. In zahlrei-
chen Workshops sollen Lösungen gefunden werden unter an-
derem zu den Themenschwerpunkten „Arbeit und Men-
schenwürde“,„Menschenrechte und politische Teilhabe“ oder
„Globalisierung und die Rolle Deutschlands in der Welt“. 36
Organisationen hätten bereits ihre Unterstützung zugesagt,
teilte der DGB Thüringen als einer der Veranstalter mit.

28. Juli bis 6.August. Aktions-Radltour (Tour 1) „Auf Achse
für Frieden, Abrüstung und ein ziviles Europa!“ – 60 Jahre
Hiroshima. Route: Amberg – Regensburg – Ingolstadt – Augs-
burg – Ulm – Engstingen – Tübingen – Stuttgart – Ramstein
– Büchel, (9 Tagesetappen mitStreckenlängen zwischen 50
und 80 km),Veranstalter: DFG/VK. www.dfg-vk.de

5. und 6. August.Weltweit. 60. Jahrestag der Atombombenab-
würfe auf Hiroshima und Nagasaki. Zahlreiche örtliche Ge-
denkaktionen der Friedensbewegung sind geplant. Eine
Übersicht über die Termine bietet: www.friedenskooperati-
ve.de.

11. bis 14. August. Sondershausen. Linke Sommerschule.

27. August, Berlin. 2. Tagung des Parteitags der PDS. Be-
schlussfassung des Wahlprogramms

28. August. Dortmund. Wahlparteitag der CDU.

31. August. Berlin. Sonderparteitag der SPD.

2. September. Nürnberg. Parteitag der CSU.

10. September. Berlin. Sonderparteitag der FDP.

22. September. Köln: (geplant) Aktion(en) "Ent-Löbnix" beim
Soldaten-Gelöbnis auf Roncalliplatz aus Anlaß des 50 jähri-
gen Bestehens der Bundeswehr 

1. Oktober. Frankfurt a. Main. Bundeskongress der Initiative
zur Vernetzung der Gewerkschaftslinken. Beginn 10 h, Ende
gegen 17h. Gewerkschaftshaus Frankfurt, Wilhelm- Leu-
schner-Str.e 69. Tagesordnung: 1. Plattform für die Initiative
zur Vernetzung der G-Linken. 2. Organisatorische Struktu-
ren: (Arbeitsausschuss, Sekretariat, Info, usw.) 3. Die Aus-
gangsbasis für die G-Linken nach der Bundestagswahl

3. Oktober. Bonn. Ord. Gewerkschaftstag IG Bauen-Agrar-
Umwelt.

9. Oktober. Hannover. Ord. Gewerkschaftstag IG Bergbau,
Chemie, Energie.

26. Oktober. Berlin: (geplant) Zentrale Jubiläumsveranstal-
tung mit Großem Zapfenstreich der Bundeswehr am Reichs-
tag aus Anlass 50 Jahre Bundeswehr + Aktionen der Frie-
densbewegung www.kampagne.de

28./29. Oktober. Rüsselsheim. 10. gewerkschaftspolitische
Konferenz der PDS

14.–17. November. Karlsruhe. SPD-Bundesparteitag (Vor-
standswahlen)

19./20. November. Nürnberg. 60 Jahre Nürnberger Haupt-
kriegsverbrecherprozess, Gerichtssaal 600, Bärenschanzstr.
72, Veranstalter: Menschenrechtsbüro der Stadt Nürnberg.
www.menschenrechte. nuernberg.de

TE
R

Jahr Monat Land
Ter-
min

Wahl-
periode

2005 Sept. alle Länder, vorgez. Bundestag 18.9. 4 Jahre

2006 März Hessen Kommunal 26.3. 5 Jahre

März Baden-Württemb. Landtag 26.3. 5 Jahre

März Rheinland-Pfalz Landtag 26.3. 5 Jahre

März Sachsen-Anhalt Landtag 26.3. 4 Jahre

Herbst Niedersachsen Kommunal 5 Jahre

Herbst alle Länder, regulär Bundestag 4 Jahre

Herbst Meck.-Pomm. Landtag 4 Jahre

Herbst Berlin Landtag 5 Jahre

Quelle: www.bundeswahlleiter.de

Vorschau auf Wahlen

Mit dieser Reihe von Intensivseminaren sollen wesentliche Teile des SGB II, mit denen die
Betroffenen und Beratungsstellen im 2. Quartal 2005 zu tun haben werden, bearbeitet und
abgearbeitet werden. Besonders wichtig ist mir dabei die Grundlagen des Sozialverwaltungs-
rechtes und die Möglichkeiten der Rechtsdurchsetzung zu vermitteln, weil dies die Basic ist für
eine konsequente parteiische Beratung.

Die Seminare richten sich an die interessierte Fachöffentlichkeit, wie Mitarbeiter aus
Beratungsstellen und Verbänden, sowie interessierte Juristen.

Leitung: Harald Thomé
Ort: Wuppertal

Intensivseminare zum SGB II / 2. Quartal 2005

1. Seminar Mittwoch, den 28. September 2005 Zeit: 10.00 17.00 Uhr

Inhalt: Kosten der Unterkunft im SGB II / SGB XII

In dem Seminar wird der gesamte Kontext der Unterkunftskosten (KdU) durchgearbeitet werden.

2. Seminar Montag, den 17. Oktober 2005 Zeit: 10.00 17.00 Uhr

Inhalt: Berechnung, neue Hinzuverdienstgrenzen und Bescheidprüfung

In diesem Seminar geht es ausschließlich um die Berechung der SGB II Leistungen. Insbesondere
wird erarbeitet:

3. Seminar Mittwoch, den 02. November 2005 Zeit: 10.00 17.00 Uhr

Inhalt: Eingliederungsvertrag, Arbeitszwang und Ein-Euro-Jobs

In diesem Seminar wird der 'fordernde' Teil des SGB II kritisch beleuchtet.

4. Seminar Donnerstag, den 17. November 2005 Zeit: 10.00 17.00 Uhr

Inhalt: Sozialverwaltungsrecht für die Praxis

5. Seminar Montag, den 28. November 2005 Zeit: 10.00 17.00 Uhr

Inhalt: Strategien zur Gegenwehr und Rechtsdurchsetzung

Es ist möglich nur einzelne Seminare zu belegen. Der Veranstalter behält sich kurzfristige
Änderungen oder eine andere Akzentuierung der jeweiligen Seminare vor.

Der Teilnahmebeitrag für jedes Seminar beträgt 75 Darin ist kein Mittagessen enthalten. Es wird
darum gebeten aktuelle Gesetzestexte zum SGB II und Verordnungen, SGB III, SGB XII, SGB I
und SGB X mitzubringen.
Die Teilnehmer erhalten ein Handout und eine Teilnahmebescheinigung.

Ich bin Mitgründer der Arbeitslosen- und Sozialhilfeberatungs-
stelle Tacheles e.V. / Wuppertal und dort seit über 12 Jahren in
der Beratung tätig. Lehrbeauftragter für Sozialrecht an der EFH-

Fortbildungen und Seminare im Bereich des Sozialhilfe- und
Arbeitslosenrechts führe ich seit mehreren Jahren durch.
Näheres zu meiner Person und meinen Angeboten finden Sie auf
der unten angeführten Homepage.

Anmeldeformular und Teilnahmebedingungen finden Sie

unter: www.harald-thome.de


